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Hermann Böhme

Deutschland und Frankreich im Zweiten Weltkrieg
1940 — 1944

Die Geschichte des Waffenstillstandes

Mehr als zwanzig Jahre nach Kriegsende sind die Barrieren des Hasses, der Bitterkeit 
und der Furcht, die zwischen dem deutschen und dem französischen Volk aufgerichtet 
worden sind, gefallen und haben dem Geist der Versöhnung Platz gemacht. Wir haben 
Grund zu der Annahme, daß diese Versöhnung endgültig ist, ungeachtet mancher — 
vermeidbarer oder unvermeidbarer — Reibungen und mancher Gegensätzlichkeiten der 
Interessen. Wenn wir an dieser Stelle die Untersuchung eines Beauftragten des In-
stituts für Zeitgeschichte über einen Zeitabschnitt, in dem die Beziehungen beider Völker 
auf einem Tiefstand waren, veröffentlichen, so tun wir das nicht, um die unselige Ver-
gangenheit wieder heraufzubeschwören, sondern nur, um einen Beitrag zur Erforschung 
der historischen Wahrheit zu leisten.

I. Vom Waffenstillstand bis zum Sturz Lavals — Juni bis Dezember 1940

Am 10. Mai 1940 hatte die deutsche Offensive 
an der Westfront begonnen; die deutsche 
Wehrmacht hatte die niederländische, belgi-
sche und luxemburgische Grenze überschritten. 
Das operative Ziel des deutschen Angriffs, mit 
dem linken Flügel der Angriffsfront durch die 
Ardennen und über die mittlere Maas tief nach 
Westen vorzustoßen, wurde in überraschender 
Weise erreicht. Bereits am 20. Mai gelangten 
deutsche Panzer an die Küste des Ärmelkanals 
bei Abbeville; die Front der Gegner war damit 
aufgespalten, die in Belgien und Nordfrank-
reich stehenden alliierten Kräfte waren von 
dem Hauptteil des französischen Heeres in 
Frankreich abgeschnitten. Der am 20. Mai neu 
zum Obersten Befehlshaber der französischen 
Streitkräfte berufene General Weygand hoffte, 
durch Angriffe von Norden und von Süden die 
Verbindung zwischen den getrennten Heeres-
teilen wiederherzustellen. Am 23. und 24. Mai 
scheiterte dieser Versuch. General Weygand 
gab sich jetzt klare Rechenschaft darüber, daß 
die ihm verbleibende Verteidigungsstellung 
an Aisne und Somme die letzte Möglichkeit 
bot, die Niederlage der Alliierten in Frank-
reich noch aufzuhalten. Wurde sie durchbro-
chen, so war bei dem Mangel an operativen 
Reserven der Zusammenbruch unvermeidlich. 
Am 10 Juni 1940, als die französische Regie-
rung Paris verließ und auf den Schlössern der

1. Der Waffenstillstand

Touraine Zwischenquartiere bezog, war es so-
weit. Weygand zog die Konsequenz und ver-
langte auf dem interalliierten Kriegsrat am 
11. Juni in Briare in Gegenwart Chruchills die 
Einstellung des aussichtslos gewordenen 
Kampfes.

In den folgenden Tagen, in denen der deutsche 
Vormarsch unaufhaltsam über die untere Seine 
und die Marne nach Süden weiterrollte, spielte 
sich innerhalb der französischen Regierung ein 
hartes Ringen um die zu fassenden Entschlüsse 
ab. Zwei Auffassungen standen sich gegen-
über. Beide stimmten darin überein, daß der 
hoffnungslose Kampf in Frankreich eingestellt 
werden mußte. Der Ministerpräsident Reynaud 
wollte dies durch eine Kapitulation des mili-
tärischen Oberbefehlshabers nach dem Vorbild 
der norwegischen, niederländischen und belgi-
schen Armeen erreichen. Die politische Füh-
rung wollte er durch diese Waffennieder-
lage nicht gebunden wissen; die Regierung 
sollte das Mutterland verlassen und vom fran-
zösischen Kolonialreich aus an der Seite Eng-
lands den Kampf fortsetzen. Weygand und der 
Marschall Petain, der ihm als stellvertretender 
Regierungschef mit dem ganzen Gewicht 
seiner Persönlichkeit zur Seite trat, verspra-
chen sich von einer solchen Fortführung des 
Krieges keine Vorteile. Petain lehnte es ab, das 



Mutterland ohne Schutz durch eine franzö-
sische Regierung der Willkür des Siegers zu 
überlassen. Eine erfolgreiche Verteidigung 
Französisch-Nordafrikas gegen die Streitkräfte 
der Achsenmächte hielten die militärischen 
Führer im Gegensatz zur politischen Führung 
für unmöglich; sie glaubten mit einem bal-
digen Angriff, sei es von Italien aus gegen 
Tunesien, sei es durch Spanien über die Straße 
von Gibraltar, 

1

rechnen zu müssen. Von der 
Hilfe Englands versprach man sich nichts, 
glaubte vielmehr, daß dieses bald genötigt 
sein würde, wie Frankreich die Waffen zu 
strecken. Wie sollte es auch auf die Dauer 
einem Gegner Widerstand leisten können, der 
die große französische Armee in einigen Wo-
chen zerschlagen hatte? ) Für Frankreich 
komme es jetzt darauf an, durch Beendigung 
des Kampfes zu retten, was noch zu retten war, 
und den Weg für innere und äußere Wieder-
aufrichtung offenzuhalten.

Die Auseinandersetzung beider Parteien en-
dete am 16. Juni mit dem Sieg der Anhänger 
des Waffenstillstandes, nachdem die Regie-
rung am 14. Juni nach Bordeaux übergesiedelt 
war. Daran vermochten auch die von England 
gemachten Versuche, die französische Regie-
rung und das Kolonialreich im Kampf zu hal-
ten, wie das verblüffende Angebot einer 
staatsrechtlichen Union zwischen Frankreich 
und England, nichts zu ändern. Am 16. Juni 
abends trat das Kabinett Reynaud zurück. Die 
neue Regierung wurde innerhalb weniger 
Stunden vom Marschall Petain gebildet.
Die erste Handlung der Regierung Petain war, 
noch in der gleichen Nacht durch Vermittlung 
Spaniens die deutsche Regierung um Mittei-
lung ihrer Waffenstillstands- und Friedensbe-
dingungen zu bitten. Eine gleiche Anfrage 
wurde über den Vatikan an Italien gerichtet.

Im deutschen Führerhauptquartier, das sich 
seit dem 6. Juni in Bruly-le-Peche in Südbel-
gien befand, hatte man diese Entwicklung 
kommen sehen. Hitler stand vor der Frage, ob 
er den Kampf bis zur vollständigen Besetzung 
des französischen Mutterlandes fortsetzen oder

1) 

ob er dem französischen Wunsche entgegen-
kommen und einen annehmbaren Waffenstill-
stand zugestehen sollte. Er entschied sich ohne 
Zögern für die zweite Lösung. Ein Krieg gegen 
die Westmächte hatte 1939 nicht zum Konzept 
Hitlers gehört, jetzt griff er nach der Möglich-
keit, ihn zu Ende zu bringen. Voraussetzung 
hierfür war die Bereitschaft Englands zur Ver-
ständigung, die am ehesten zu erwarten war, 
wenn Frankreich isoliert wurde. Die Waffen-
stillstandsbedingungen mußten also so gestal-
tet werden, daß sie „nicht an der Ehre Frank-
reichs rührten" und der Regierung Petain gol-
dene Brücken zur Annahme bauten. Insbeson-
dere galt es zu verhindern, daß sich die noch 
kampffähigen Teile der französischen Wehr-
macht, Flotte und Luftwaffe, und mit ihnen das 
französische Kolonialreich den Engländern an-
schlossen. Hitler verzichtete also darauf, das 
ganze französische Mutterland durch deutsche 
Truppen zu besetzen; die französische Regie-
rung sollte eine freie und äußerlich unabhän-
gige Domäne im Süden ihres Landes behalten. 
Der Umfang der deutschen Besetzung wurde 
auf die Notwendigkeiten der weiteren Krieg-
führung gegen England abgestellt; sie sollte 
hierfür den Nordteil des Landes nördlich der 
ungefähren Linie Genf — Chalon-sur-Saöne — 
Bourges — Tours und einen Streifen längs der 
Atlantikküste über Bordeaux bis zur spani-
schen Grenze bei Hendaye umfassen. Auf das 
französische Kolonialreich wurden deutscher-
seits keinerlei Besetzungsansprüche erhoben. 
Ein heikles Problem war das Schicksal der 
französischen Flotte. Um ihr jede Versuchung 
zu nehmen, nach England oder Amerika zu 
entweichen, nahm Hitler in den Waffenstill-
standsvertrag die feierliche Versicherung auf, 
weder während des Waffenstillstandes noch 
im künftigen Friedensvertrag irgendwelche 
Ansprüche auf die französische Flotte zu er-
heben. Die Kriegsschiffe sollten während des 
Waffenstillstandes in französischen Häfen un-
ter Kontrolle abgerüstet und stillgelegt wer-
den. Heer und Luftwaffe waren gleichfalls zu 
demobilisieren, wobei aber für den nicht zu 
besetzenden Teil des Mutterlandes begrenzte 
Heeresverbände zur Aufrechterhaltung der in-
neren Ordnung zugestanden wurden, deren 
Stärke mit deutlicher Anspielung auf den Ver-
trag von Versailles auf 100 000 Mann bemes-
sen werden sollte. Zum Schutze des Kolonial-
reiches sollten die nötigen Streitkräfte der drei 
Wehrmachtteile unter Waffen bleiben. Alle für 
die bewilligten Verbände nicht benötigten 
Waffen und Kriegsgeräte waren unter deut-
scher Kontrolle zu lagern. Als „Garantie für 
die Durchführung des Waffenstillstandsvertra-



ges" behielt sich die deutsche Regierung die 
Forderung auf Auslieferung dieser „stockier-
ten" Bestände vor.

Bei Festlegung dieser ziemlich großzügigen 
Bedingungen verhehlte Hitler sich nicht, daß 
sein Bundesgenosse Mussolini aller Voraus-
sicht nach Forderungen an Frankreich bereit-
halten würde, die das Ziel, Petain zur Nieder-
legung der Waffen zu bringen, ernstlich ge-
fährden konnten. Um hierin Übereinstimmung 
zu schaffen, lud er den Duce eilends zu einer 
Zusammenkunft ein, die am 18. Juni in Mün-
chen stattfand. Mussolini erschien dort mit 
einer Auffassung und mit Wünschen, die er-
heblich von denen Hitlers abwichen. Ihm lag 
nicht so sehr an einer schnellen Beendigung 
der Feindseligkeiten, die für Italien seit dem 
Tage seines Kriegseintritts, dem 10. Juni 1940, 
noch gar nicht begonnen hatten, als an der 
Durchsetzung seiner politischen Ziele im Mit-
telmeer, der Herstellung der eindeutigen Über-
legenheit Italiens über Frankreich und Eng-
land in diesem Raum. Hierzu schien es ihm 
geboten, den Kampf mit England auszutragen 
und wertvolle Faustpfänder von Frankreich zu 
fordern. Italienische Besetzung des südöst-
lichen Frankreichs bis zur Rhone, Korsikas, 
Tunesiens und der französischen Somaliküste 
sollte die territorialen Forderungen vorberei-
ten, die der Duce im Friedensvertrag an 
Frankreich zu stellen entschlossen war. Die 
noch intakte französische Flotte sollte an die 
Achsenmächte ausgeliefert werden.

Hitler stellte dem ziemlich verblüfften Musso-
lini seine Ansicht entgegen, daß ihm an der 
Zerschlagung des englischen Weltreiches, die-
ses „Ordnungsfaktors in der Welt", nichts ge-
legen sei, daß er vielmehr einen Kompromiß 
mit England anstrebe, der Deutschland — im 
Verein mit Italien — die führende Rolle auf 
dem europäischen Kontinent sichere, die eng-
lische Weltstellung in Übersee aber unange-
tastet lasse. Gegen die italienischen Pläne im 
Mittelmeer wendete Hitler allerdings nichts 
ein, wobei er von dem Standpunkt ausging, 
daß das Mittelmeer rein italienisches Interes-
sengebiet sei, in dem Deutschland keinerlei 
Ansprüche habe. Der von Italien für den Frie-
den an Frankreich zu stellenden Forderung 
auf Abtretung des Gebietes von Nizza, von 
Korsika, von Tunesien mit Teilen Ostalgeriens 
und der französischen Somaliküste sagte er in 
diesem Sinne gleichfalls Unterstützung zu. An-
dererseits bestand er auf seinem Wunsch, mit 
Frankreich zu einem Waffenstillstand zu kom-
men, und redete Mussolini den Gedanken, die 
Auslieferung der französischen Flotte zu ver-

langen, aus. Gegen die beabsichtigte Forde-
rung auf italienische Besetzung erheblicher 
französischer Gebiete erhob er jedoch keinen 
Einspruch, obwohl zu diesem Zeitpunkt noch 
kein italienischer Soldat französischen Boden 
betreten hatte.

So schieden die beiden Diktatoren am 18. Juni 
mit höchst unklaren Absprachen voneinander. 
Dem sehr eindeutig geäußerten Willen Hitlers, 
alsbald mit Frankreich zum Waffenstillstand 
und sodann mit England zu einer Verständi-
gung zu kommen, stand die stillschweigende 
Zustimmung zu italienischen Forderungen ge-
genüber, die mit beiden Zielen kaum verein-



bar waren. Mit der Fortsetzung des Krieges, 
zumindest gegen England, mußte also gerech-
net werden. Das gab aber keineswegs den 
Anlaß, Gedanken über die gemeinsame Wei-
terführung des Krieges auszutauschen. Irgend-
wie würde es schon gut gehen. Generaloberst 
Keitel versicherte den etwas ungläubig hor-
chenden italienischen Offizieren, in vier Wo-
chen werde auch mit England alles zu Ende 
sein.

Mussolini fuhr mit dem unguten Gefühl nach 
Rom zurück, in den kommenden Verhandlun-
gen mit Frankreich neben dem deutschen Sie-
ger eine etwas zweideutige Rolle spielen zu 
müssen. Um sich noch eine gewisse Legitima-
tion für seine Forderungen zu verschaffen, be-
fahl er gegen den Ratschlag seines General-
stabschefs, des Marschalls Badoglio, den An-
griff an der Alpenfront für den 21. Juni. Die 
hierfür nur mangelhaft vorbereiteten italieni-
schen Truppen blieben in den viertägigen 
Kämpfen bis zum Inkrafttreten des Waffen-
stillstandes fast überall vor den französischen 
Grenzbefestigungen liegen.

Die deutsche Regierung hatte inzwischen noch 
am 18. Juni die französische Regierung wissen 
lassen, daß sie bereit sei, französische Bevoll-
mächtigte zur Entgegennahme der Waffen-
stillstandsbedingungen zu empfangen. Die von 
der Regierung Petain hierfür bestimmte Dele-
gation unter Führung des Generals Huntziger 
fand sich am 20. Juni abends in der vorderen 
Linie der deutschen Truppen bei Tours ein 
und wurde über Paris nach der Lichtung von 
Rethondes im Walde von Compiegne geleitet. 
Diesen Schauplatz des Waffenstillstandes, den 
Carrefour d’Armistice, wo im November 1918 
die Waffenstillstandsverhandlungen zwischen 
dem Marschall Foch und dem deutschen Staats-
sekretär Erzberger geführt worden waren, 
hatte Hitler zum Ort auch der neuen Verhand-
lung bestimmt; der Schnellzugwagen, in dem 
sich die alliierte und die deutsche Delegation 
1918 getroffen hatten, war hierzu aus seiner 
Museumshalle auf die Mitte der Lichtung ge-
rollt worden. Es war Hitlers Wunsch, durch 
diese Platzwahl und durch eine besondere Ze-
remonie, die er den eigentlichen Verhandlun-
gen vorausgehen ließ, dem Waffenstillstand 
von 1940 den Charakter der Vergeltung und 
Wiedergutmachung für 1918 zu geben. Inmit-
ten seiner ersten Ratgeber, seines Stellvertre-
ters in der Parteiführung Hess, des Reichs-
außenministers, des Chefs des Oberkomman-
dos der Wehrmacht und der Oberbefehlshaber 
der Wehrmachtteile, empfing er im Wagen 
die französische Delegation und ließ dieser 

durch den Generaloberst Keitel eine Erklä-
rung, die sogenannte Präambel zum Waffen-
stillstandsvertrag, vorlesen. Diese bezeichnete 
nach einem Rückblick auf die Ereignisse von 
1918 und der Würdigung des „heroischen Wi-
derstandes der französischen Armee" im ge-
genwärtigen Kampf als Zweck und Sinn der 
deutschen Waffenstillstandsbedingungen drei 
Punkte:
1. Eine Wiederaufnahme des Kampfes durch 
Frankreich zu verhindern;
2 . Deutschland alle Sicherheiten zu bieten für 
die Weiterführung des Krieges gegen Eng-
land;
3 . die Voraussetzungen zu schaffen für die 
Gestaltung eines neuen Friedens, dessen we-
sentlicher Inhalt die Wiedergutmachung des 
dem Reich mit Gewalt angetanen Unrechts 
sein werde ).2

2) Wortlaut der Präambel siehe: Dokumente der 
deutschen Politik, Band VIII, Teil 1, Berlin 1943,
S. 182 ff.
3) Weygand, Memoires III, Rappele au Service, 
Paris 1950, S. 251.

Nach dem Verlesen der Präambel verließ Hit-
ler mit seiner Begleitung den Verhandlungs-
ort. Die Führung der Verhandlungen über-
nahm der Chef des Oberkommandos der Wehr-
macht, der dem französischen Delegationsfüh-
rer zunächst die Waffenstillstandsbedingungen 
überreichte, deren wesentlicher Inhalt bereits 
erwähnt wurde. Da der General Huntziger sich 
als nicht bevollmächtigt erklärte, von sich aus 
über Annahme oder Ablehnung der Bedin-
gungen zu entscheiden, wurde eine Fern-
sprechverbindung nach Bordeaux hergestellt, 
über die die französische Regierung in die 
Verhandlungen eingeschaltet werden konnte. 
Dabei erklärte Keitel allerdings eindeutig, daß 
die deutschen Bedingungen als Ganzes ange-
nommen oder abgelehnt werden müßten, ein 
Handeln um die einzelnen Bestimmungen 
könne er nicht zulassen. Weygand hat in sei-
nen Memoiren zu diesem Verfahren bemerkt: 
„Exacte replique de 1918" (Präzise Antwort auf 
1918) 3).

Die französische Regierung hatte ihrer Dele-
gation von vornherein zwei mögliche deutsche 
Forderungen als unannehmbar bezeichnet: die 
Auslieferung der französischen Flotte und die 
Besetzung von Teilen des Kolonialreiches. Sie 
war in dieser Hinsicht durch die deutschen 
Bedingungen sichtlich beruhigt. Ihr Urteil lau-*



tete: „hart, aber in nichts die französische Ehre 
verletzend" 4). Im Laufe des 22. Juni versuchte 
man von Bordeaux aus in einer Reihe von 
Einzelpunkten noch Milderungen des Vertra-
ges zu erreichen. Keitel lehnte Korrekturen 
des Textes zwar ab, gab aber wiederholt 
entgegenkommende Zusicherungen, daß bei 
Durchführung des Vertrages die Möglichkeit 
gegeben sein würde, den französischen Wün-
schen Rechnung zu tragen. In einem nicht un-
wesentlichen Punkte kam er mit Zustimmung 
Hitlers den Franzosen entgegen. Durch einen 
Zusatz zum Vertragstext wurde auf die Aus-
lieferung der Kriegsflugzeuge verzichtet; sie 
sollten unter deutscher Kontrolle abgerüstet 
und im unbesetzten Frankreich gelagert wer-
den.
Ernste Sorge bereitete der französischen Re-
gierung die Frage nach den Waffenstillstands-
bedingungen Italiens, um so mehr, als das 
Inkrafttreten des deutsch-französischen Ver-
trages an den vorherigen Abschluß mit den 
Italienern gebunden war. Die Verhandlungen 
erreichten einen dramatischen Höhepunkt, als 
der General Huntziger in feierlicher Form er-
klärte, daß Frankreich nicht bereit sei, von 
einem Gegner, der praktisch überhaupt nicht 
gekämpft habe, entehrende Bedingungen anzu-
nehmen. Er dachte dabei in erster Linie an die 
Besetzung französischen Gebiets im Mutter-
land und Nordafrika durch Italien.
Unter dem Vorbehalt des Abschlusses mit Ita-
lien wurde am 22. Juni abends der deutsch-
französische Vertrag von Keitel und Huntziger 
unterzeichnet5). Beide Verhandlungspartner 
schieden voneinander mit dem Gefühl, einem 
Gegner gegenübergestanden zu haben, der 
eine schwere Aufgabe in soldatisch würdiger 
Form zu lösen geholfen hatte. Die französische 
Delegation flog am 23. Juni nach Rom zu den 
Verhandlungen mit den Italienern.

4) Aufzeichnung des Gesandten Paul Schmidt über 
ein mitgehörtes Telefongespräch zwischen den 
Generalen Weygand und Huntziger am 21. Juni 
1940 abends. In: Akten zur Deutschen Auswärtigen 
Politik, Serie D, Band IX, Dokument Nr. 513 
(S. 539 ff.).

5) Text des deutsch-französischen Waffenstillstands-
vertrages in: Akten zur Deutschen Auswärtigen 
Politik, Serie D, Band IX, Dokument Nr. 523 
(S. 554 ff.).

6) Zur Entschlußänderung Mussolinis siehe: Her-
mann Böhme, Entstehung und Grundlagen des 
Waffenstillstandes von 1940, Stuttgart 1966, S. 72 ff.
’) Text des italienisch-französischen Waffenstill-
standsvertrages (deutsche Übersetzung) in: Monats-
hefte für auswärtige Politik, 7. Jahrgang, Heft 7 
(Juli 1940), S. 528 ff.

Mussolini hatte die Ereignisse von Rom aus 
mit schmerzlichen Gefühlen verfolgt. Die feier-
liche Pose, in die sich Hitler in Compiegne zu 4

setzen verstand, und die Töne der Großmut, 
die in der deutschen Präambel und in den Ver-
handlungen Keitels angeklungen waren, brach-
ten ihm die schwache Stellung Italiens gegen-
über Frankreich bitter zum Bewußtsein. Die 
weitgehenden Besetzungsforderungen, die er 
vorbereitet hatte, schienen ihm dieser Lage 
nicht mehr zu entsprechen; er fürchtete wohl 
auch, daß ein unversöhnliches Auftreten das 
Verhältnis Italiens zu Frankreich auf lange 
Zeit vergiften und Frankreich veranlassen 
würde, zum Na

6

chteil Italiens Anlehnung bei 
der künftigen kontinentalen Vormacht 
Deutschland zu suchen. Mussolini vollzog da-
her am 21. Juni, während bei Compiegne ver-
handelt wurde, eine radikale Schwenkung: er 
beschloß, auf jede Besetzung französischen Ge-
biets im Mutterland und in Afrika zu verzich-
ten und sich mit der Entmilitarisierung gewis-
ser französischer Zonen längs der italienisch-
französischen Grenzen zu begnügen. Nur die 
geringen Geländestreifen, die die italienischen 
Truppen bei Menton und an der Alpengrenze 
im Kampf besetzt hatten, sollten in ihrer Hand 
bleiben. Der Entschluß Mussolinis wurde ohne 
deutschen Einfluß gefaßt, von Hitler aber mit 
Befriedigung ausgenommen, da die Erklärun-
gen Huntzigers in Rethondes das Scheitern 
des Waffenstillstandes mit Italien bei Auf-
rechterhaltung der italienischen Forderungen 
hatten befürchten lassen ).
Die italienisch-französischen Verhandlungen 
in Rom am 23. und 24. Juni verliefen in der 
neuen Lage ohne Schwierigkeiten. Der franzö-
sischen Regierung fiel ein Stein vom Herzen, 
als sie die gemäßigten Bedingungen Italiens 
erfuhr. Dazu kam, daß der Marschall Badoglio 
in Rom bemüht war, die Verhandlungen in 
betont konzilianter Form zu führen, so daß 
die französische Delegation den Eindruck ge-
wann, als ob man sich auf italienischer Seite 
gewissermaßen für die schiefe Situation habe 
entschuldigen wollen.

Am 24. Juni abends wurde der italienisch-fran-
zösische Vertrag 7). unterzeichnet, und sechs 
Stunden später, am 25. Juni, 1.35 Uhr, endeten 
die Feindseligkeiten an der deutschen und 
italienischen Front in Frankreich. 6



2. Besatzungsregime und politische Pläne Hitlers

Mit dem Waffenstillstand in Frankreich war 
es zum ersten Male in diesem Kriege gelun-
gen, die Regierung eines militärisch geschla-
genen Landes zur Anerkennung ihrer Nieder-
lage und zu einer vertragsmäßigen Beendi-
gung der Feindseligkeiten zu veranlassen. In 
allen vorhergehenden Fällen, in Polen, in Nor-
wegen, den Niederlanden und Belgien hatte 
der Sieg der Waffen wohl zur militärischen 
Kapitulation geführt, die Regierungen waren 
aber rechtzeitig außer Landes gegangen und 
hatten dort ihren Willen bekundet, den Krieg 
an der Seite der Verbündeten bis zur Wieder-
herstellung der Souveränität ihrer Staaten 
fortzusetzen.
Das Besatzungsregime, das deutscherseits in 
den eroberten Ländern Westeuropas errichtet 
wurde, war unter dem Einfluß dieser Verhält-
nisse und der in die Zukunft weisenden poli-
tischen Absichten Hitlers von sehr verschie-
dener Art.
In den Niederlanden übertrug Hitler nach 
der Kapitulation der holländischen Streit-
kräfte bereits am 18. Mai 1940 die Ausübung 
der Regierungsbefugnisse im zivilen Bereich 
dem Reichsminister Seyß-Inquart als Reichs-
kommissar. Die militärische Befehlsgewalt 
wurde in die Hände eines Wehrmachtbefehls-
habers, des Generals der Flieger Christiansen, 
gelegt.
In Belgien blieb die Militärverwaltung, die 
das Oberkommando des Heeres nach der Be-
setzung des Landes eingerichtet hatte, auch 
weiterhin bestehen. An ihrer Spitze stand der 
General der Infanterie v. Falkenhausen als 
Militärbefehlshaber in Belgien und Nordfrank-
reich, so genannt, da die beiden nordwestfran-
zösischen Departements Nord und Pas-de-Ca-
lais aus Gründen, über die noch zu sprechen 
sein wird, zum Bereich der Militärverwaltung 
Belgien geschlagen wurden.

In dem kleinen Großherzogtum Luxemburg 
wurde der Weg der offenen Angliederung an 
das Reich beschritten, den die Großherzogin 
und die Landesregierung durch ihre Flucht 
in das Ausland frei gemacht hatten.

Diese drei unterschiedlichen Lösungen zeigten 
die politischen Pläne Hitlers: In Luxemburg 
schien ihm keine Zurückhaltung nötig; es 
wurde de facto annektiert. In den Niederlan-
den ging er etwas vorsichtiger vor. Obwohl 
er dieses Land und seine Bevölkerung im Blick 
auf die Zukunft als Teil des Großdeutschen 

oder „germanischen“ Reiches ansah, schien es 
ihm mit Rücksicht auf die Wirkung in der 
angelsächsischen Welt und auf den holländi-
schen Kolonialbesitz in Südostasien zweck-
mäßig, den künftigen Status der Niederlande 
noch offenzulassen, wenn auch der Reichs-
kommissar die Aufgabe erhielt, die Gleich-
schaltung des niederländischen Volkes an das 
System des nationalsozialistischen Reiches vor-
zubereiten. In Belgien schließlich lagen die Ver-
hältnisse durch die gemischtstämmige Bevölke-
rung komplizierter. Dem rassenpolitischen 
Denken entsprach es, den flämischen Volksteil 
in einer Verbindung zu den Niederlanden und 
auf diesem Wege zum Reich zu bringen, wäh-
rend der wallonische Volksteil im Rahmen 
der Pläne für eine territoriale Neugestaltung 
Nord- und Ostfrankreichs eine Rolle spielen 
konnte, über alle diese Fragen hatte aber Hit-
ler noch keine klaren Vorstellungen, so daß 
sich ihm für Belgien die Beibehaltung der Mili-
tärverwaltung empfahl, die alle politischen 
Lösungsmöglichkeiten offenließ.

In Frankreich lagen durch den Waffenstill-
standsvertrag und das Weiterbestehen einer 
souveränen Regierung andere Voraussetzun-
gen als in den kleineren Ländern vor. Das im 
besetzten Gebiet einzurichtende Regime mußte 
der Existenz dieser Regierung Rechnung tra-
gen, der im Waffenstillstandsvertrag die Re-
gierungshoheit über ganz Frankreich, den un-
besetzten und den besetzten Teil, zugestanden 
worden war. Unter diesen Umständen schien 
es nicht angängig, eine politisch bestimmte 
Zivilverwaltung einzusetzen und durch sie in-
nenpolitisch in französische Verhältnisse hin-
einzuregieren. Hitler beließ es daher bei der 
Militärverwaltung im besetzten Gebiet, die 
nach außen den Charakter eines durch die 
Kriegsnotwendigkeiten bedingten militäri-
schen Provisoriums trug. Was man darüber 
hinaus an politischen Zielen erreichen wollte, 
konnte auf anderen Wegen neben oder außer-
halb der Militärverwaltung verfolgt werden.

Die Aufgabe des Militärbefehlshabers in Frank-
reich übernahm zunächst der Oberbefehlshaber 
des Heeres, Feldmarschall v.Brauchitsch, selbst. 
Sein Hauptquatier wählte er in Fontainebleau. 
Als Chef der Militärverwaltung unterstand ihm 
in Paris der General Streccius, dem zur Durch-
führung seiner Aufgaben ein militärischer 
Kommandostab und ein aus Fachleuten zusam-
mengesetzter Verwaltungsstab unter dem 
Württembergischen Innenminister Jonathan 



Schmid zur Seite standen. Als das Oberkom-
mando des Heeres Ende Oktober 1940 im Zuge 
der Verlagerung des Schwerpunktes der 
Kriegführung nach dem Osten aus Frankreich 
nach Zossen zurückkehrte, ernannte Brau-
chitsch einen eigenen Militärbefehlshaber in 
Frankreich in der Person des Generals der In-
fanterie Otto v. Stülpnagel, der die Leitung 
der Militärverwaltung mit erweiterten Befug-
nissen selbst übernahm. Die besondere Stelle 
des Chefs der Militärverwaltung fiel damit 
weg; sein Kommando- und Verwaltungsstab 
traten zu dem neuen Militärbefehlshaber.

Die erste Aufgabe der Militärverwaltung 
mußte es sein, das während der Kampfhand-
lungen völlig zum Erliegen gekommene öffent-
liche Leben im besetzten Gebiet wieder in Gang 
zu bringen, wozu vordringlich die rund sechs 
Millionen aus dem nördlichen Frankreich in 
wilder Panik nach dem Süden geflohenen Ein-
wohner an ihre Wohnsitze zurückgeführt wer-
den mußten. Diese Aufgaben waren ohne Zu-
sammenarbeit mit der französischen Regie-
rung, die sich in den ersten Julitagen im unbe-
setzten Gebiet in Vichy eingerichtet hatte, 
nicht zu lösen. Es kam denn auch bald zu 
Vereinbarungen über die Wiederherstellung 
des französischen Verwaltungsapparats im be-
setzten Gebiet. Die deutsche Kontrolle wurde 
durch ein Netz von Dienststellen der Militär-
verwaltung (Feld- und Kreiskommandanturen) 
ausgeübt. In Paris sollte eine Generaldelega-
tion der französischen Regierung die gegen-
seitige Zusammenarbeit solange sicherstellen, 
bis die Regierung die ihr im Waffenstillstands-
vertrag freigestellte Rückkehr nach Paris 
würde verwirklichen können.

Die Wiederherstellung einigermaßen geord-
neter Lebensverhältnisse in Frankreich gelang 
auf diese Weise in verhältnismäßig kurzer 
Zeit, wozu das umsichtige und hilfsbereite Ein-
greifen der deutschen Stäbe und Truppen we-
sentlich beitrug. Von der Masse der französi-
schen Bevölkerung wurde dies voll anerkannt, 
so daß in den ersten Wochen und Monaten 
nach der Besetzung ein Klima des Vertrauens 
und Wohlwollens zwischen Franzosen und 
deutschen Soldaten entstand, das für die künf-
tige politische Gestaltung des Verhältnisses 
der alten Gegner Gutes zu verheißen schien. 
Schwierigkeiten entstanden allerdings bald 
aus der Teilung des französischen Staatsge-
bietes durch die das besetzte vom unbesetz-
ten Gebiet scheidende Demarkationslinie, die 

sich als lästige Sperre für persönliche und 
wirtschaftliche Beziehungen aller Art auswir-
ken mußte. Deutscherseits konnte eine we-
sentliche Lockerung des Personenverkehrs aus 
militärischen Sicherheitsgründen — vom nord-
französischen Boden aus wurde ja der Krieg 
gegen England weitergeführt — nicht zuge-
standen werden; für den Güter- und Waren-
verkehr aber wurde die Demarkationslinie zu 
einem sehr wirkungsvollen Hebel der deut-
schen Politik, mit dem ein beträchtlicher Druck 
auf die französische Regierung ausgeübt wer-
den konnte.

über das Schicksal, das Hitler Frankreich beim 
Friedensschluß zudiktieren wollte, insbeson-
dere über die Gestalt der deutsch-französi-
schen Grenzen, hatte er noch keine klare Vor-
stellung. Wenn er im Waffenstillstandsvertrag 
keinerlei territoriale Fragen angeschnitten 
hatte, so war dies durch seinen Wunsch dik-
tiert worden, der Regierung Petain die An-
nahme der Bedingungen nicht zu erschweren. 
Auch die elsaß-lothringische Frage war in 
Compiegne überhaupt nicht erwähnt worden, 
obwohl Hitler entschlossen war, die Rückglie-
derung der ehemaligen Reichslande in den 
Grenzen von 1914 in das Reich alsbald zu voll-
ziehen, ohne auf die Friedensverhandlungen 
zu warten. So wurden, als das Elsaß und Lo-
thringen Mitte Juni in deutsche Hand fielen, 
von vornherein dort keine Militärverwaltung, 
sondern zivile Verwaltungschefs eingesetzt: 
im Elsaß der Reichsstatthalter und Gauleiter 
in Baden Robert Wagner, in Lothringen der 
Reichsstatthalter und Gauleiter in der Saar-
pfalz Josef Bürckel. Am 24. Juli 1940 wurde 
die deutsche Zollgrenze an die alte Reichs-
grenze von 1914 vorverlegt. Die Chefs der 
Zivilverwaltung erhielten den Auftrag, die 
praktische Eingliederung dieser Gebiete in das 
Reich zu vollziehen und die „Volkstumsfrage" 
hierzu in deutschem Sinne zu lösen. So wurden 
das Elsaß und Lothringen von 1940 an de facto 
als deutsches Staatsgebiet behandelt, obwohl 
eine völkerrechtliche Grundlage hierfür nicht 
bestand. Die französische Regierung erhob 
zwar gegen die deutschen Maßnahmen, die sie 
mit Recht als Verletzung des Waffenstill-
standsvertrages ansah, wiederholt Einspruch, 
ohne indes dieser Frage ein entscheidendes 
Gewicht in den französisch-deutschen Bezie-
hungen beizulegen. Sie hatte sich damals in 
der Annahme eines endgültigen deutschen 
Sieges wohl damit abgefunden, daß Elsaß-Lo-
thringen als „Wanderpreis" in den kriegeri-
schen Auseinandersetzungen zwischen beiden



Mächten diesmal wieder an das siegreiche 
Deutschland lallen würde.

Mit Elsaß-Lothringen war aber der Appetit der 
nationalsozialistischen Reichsführung auf fran-
zösisches Territorium nicht erschöpft. Auf Wei-
sung Hitlers entstand im Reichsministerium 
des Innern im Sommer 1940 eine Denkschrift, 
die mit geographischer, ethnographischer, hi-
storischer und nationalökonomischer Begrün-
dung die Wiederherstellung der Grenzen des 
mittelalterlichen „Heiligen Römischen Reiches 
deutscher Nation" gegenüber Frankreich for-
derte, das heißt also eine Grenzziehung, die 
von der Mündung der Somme’ in den Ärmel-
kanal entlang des Laufes von Somme und 
Aisne zu den Argonnen westlich Verdun ver-
lief und dort nach Süden abbog, um über die 
Gegend von Dijon die Schweizer Grenze bei 
Genf zu erreichen8). Aus den nördlich und 
östlich dieser sogenannten „Nordostlinie" ge-
legenen Teilen Frankreichs sollten die franzö-
sischen Bewohner ausgesiedelt und durch 
deutsche Ansiedler ersetzt werden. Hitler hat 
sich auf diesen abenteuerlichen Plan, dessen 
bevölkerungspolitische Durchführung neben 
den großzügigen Siedlungsplänen in den er-
oberten Ostgebieten ohnehin sehr problema-
tisch schien, wohl nicht festgelegt. Immerhin 
behielt er ihn aber als mögliche Lösung im 
Auge und ordnete an, daß die während des 
Feldzuges geflohenen Franzosen nicht über die 
genannte Sperrlinie in ihre Heimat zurück-
kehren durften. Dafür sollte die deutsche Land-
verwertungsorganisation „Ostland" neben ih-
ren Hauptaufgaben im Osten des Reiches die 
deutsche Besiedlung der nord- und ostfranzö-
sischen Gebiete vorbereiten.
-)n .
Diese Regelung zog neben der Demarkations-
linie zwischen besetztem und unbesetztem Ge-
biet eine zweite Sperrlinie durch Frankreich, 
die eine untragbare Belastung für die deut-
sche Militärverwaltung darstellte. Es erwies 
sich als völlig unmöglich, in den durch die 
Flucht der Einwohner fast menschenleeren Ge-
bieten Nordfrankreichs ein normales Ver-
kehrs- und Wirtschaftsleben wiederaufzuneh-
men. Das Einbringen der Ernte war in Frage 
gestellt, die Kohlengruben drohten unbrauch-
bar zu werden, Verkehrs- und Verbindungs-
mittel arbeiteten unzureichend. Diesen auch

8) Zu dieser Denkschrift siehe Hermann Böhme, 
a. a. O., S. 259.

für die deutsche Kriegführung höchst uner-
wünschten Folgen mußte deutscherseits Rech-
nung getragen werden. Nach und nach wur-
den immer mehr Ausnahmegenehmigungen 
für die Rückkehr bestimmter unentbehrlicher 
Personenkreise in das gesperrte Gebiet erteilt. 
Hinzu kam die Unmöglichkeit, eine zweite 
Sperrlinie in Frankreich ausreichend zu über-
wachen, kurz, die sogenannte Sperrzone ver-
lor bereits im Jahre 1941 ihre praktische Be-
deutung, indem die eingesessene Bevölkerung 
mit oder ohne Genehmigung zurückkehrte und 
die französische Verwaltung sich wieder wie 
im übrigen besetzten Gebiet einrichtete. Wenn 
Hitler hier auch gegenüber den Forderungen 
der praktischen Vernunft kapitulierte, theore-
tisch hielt er an den Plänen von 1940 fest und 
hat das Institut der bedeutungslos gewordenen 
Sperrzone nie aufgehoben.

Innerhalb der Sperrzone wurde aber noch eine 
weitere Komplizierung der Besatzungsverwal-
tung dadurch geschaffen, daß — wie bereits 
erwähnt — die französischen Departements 
Nord und Pas-de-Calais dem deutschen Mili-
tärbefehlshaber in Brüssel unterstellt waren 
und blieben. Auch hierfür waren nicht militäri-
sche Notwendigkeiten, sondern politische Ge-
danken Hitlers maßgebend. Die zum Teil von 
Franzosen flämischen Volkstums besiedelten 
Departements konnten vielleicht mit dem bel-
gischen Flandern in einer künftigen Konstruk-
tion zusammengebracht werden, womit gleich-
zeitig der Wunsch nach einer deutschen Be-
herrschung der nordfranzösischen Kanalhäfen 
zu erfüllen war. Auch diese vorläufige Rege-
lung brachte für den Besatzungsalltag, und 
zwar in gleicher Weise für die französische 
Regierung wie für die deutsche Militärverwal-
tung in Frankreich, zahlreiche Schwierigkeiten 
mit sich, die aber bei Hitler gegenüber poli-
tischen Zukunftsträumen nichts wogen.

Wie allerdings Hitler sich vorstellte, diese 
verschiedenen Pläne für die territoriale Neu-
ordnung Westeuropas mit einem Kompromiß 
mit England zu vereinbaren, der ihm minde-
stens bei und unmittelbar nach Abschluß des 
Waffenstillstandes mit Frankreich noch vor-
schwebte, hat er nicht verraten. Konnte es 
doch kaum zweifelhaft sein, daß eine Kanal-
küste von Holland bis zur Somme-Mündung 
in deutscher Hand von einem nicht völlig nie-
dergeworfenen England nie hingenommen 
werden würde.



3. Vichy und der Waffenstillstand

Die französische Regierung war Ende Juni/ 
Anfang Juli 1940 von Bordeaux in den 
Kurort Vichy im unbesetzten Gebiet überge-
siedelt. Ihre ersten Bemühungen galten der 
Aufgabe, das völlig zusammengebrochene öf-
fentliche Leben des Landes wieder in Gang zu 
bringen und dazu die Verwaltung im unbe-
setzten und besetzten Gebiet wieder zur Arbeit 
instand zu setzen. Es war natürlich, daß sich 
im Angesicht der Katastrophe die Frage nach 
der Schuld am Zusammenbruch und nach den 
für den Wiederaufbau gebotenen inneren Re-
formen erhob. Weite Kreise des Volkes, an 
ihrer Spitze die von der Action Franaise be-
einflußte politische Rechte, das Offizierskorps 
und ein Großteil der Wirtschaftsführer, waren 
überzeugt, daß das System der Dritten Repu-
blik, die ad absurdum gef
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ührte parlamentari-
sche Demokratie, der französischen Wider-
standskraft das Rückgrat gebrochen habe und 
daß die Gesundung des Volkes und der poli-
tischen Verhältnisse nur durch eine grund-
legende Reform des gesamten öffentlichen Le-
bens, ausgehend von der Staatsverfassung, zu 
erwarten sei. Die „Nationale Revolution", die 
ein Kreis von Politikern erstrebte und für de-
ren Gedanken der patriarchalisch denkende 
Marschall Petain sich gewinnen ließ, wurde 
unter die Devise: „Travail — Familie — Pa-
trie" gestellt. Sie wandte sich entschieden von 
der laizistischen Demokratie der Dritten Repu-
blik ab und rückte die Erhaltung der christ-
lichen Zivilisation in den Mittelpunkt ihres 
Programms. Die Rolle der Familie sollte ge-
stärkt und damit dem Absinken der Volks-
kraft gewehrt werden, das Wirtschaftsleben 
von gesundem Arbeitsethos und sozialem Geist 
regiert und auf die Selbstverwaltung der Be-
rufsorganisationen gegründet sein. Zur Ver-
wirklichung dieser Ziele schwebte den Refor-
mern ein autoritäres, hierachisches System 
vor, das die Schwächen der Diktatur vermied, 
ein „Regime der Freiheit, die aber nirgends 
zur Anarchie werden dürfe" ). Alle diese Ge-
danken waren nicht neu. Es mag scheinen, 
daß sie immer dann zur Verwirklichung drän-
gen, wenn die parlamentarische Demokratie 
in eine Sackgasse geraten ist und konservative

9) Zu den Ideen der „Nationalen Revolution" siehe: 
Robert Aron, Histoire de Vichy 1940—1944, Paris 
1954, Kapitel: „La Revolution Nationale. Sa Doc-
trine", S. 196 ff.

und militärische Kräfte zur Hilfe auf den Plan 
gerufen werden. Das Ende der Vierten Repu-
blik und die Staatsreform des Generals de 
Gaulle zeigen hierfür unverkennbare Paralle-
len.
Voraussetzung für die Durchführung dieser 
Pläne war eine totale Reform der französi-
schen Verfassung von 1875. Diese Aufgabe 
übernahm in Vichy der Innenminister der Re-
gierung Petain, Laval, der den ideologischen 
Plänen der Reformer zwar innerlich fremd oder 
skeptisch gegenüberstand, aber eine Staats-
organisation schaffen wollte, die ihm die 
Macht zur Durchführung seiner persönlichen 
Politik gab, deren Blickrichtung allerdings 
mehr auf die Außen- als auf die Innenpolitik 
zielte. Mit der ihm eigenen Energie und dem 
Geschick des routinierten Politikers erreichte 
Laval, daß die französische Nationalversamm-
lung am 10. Juli 1940 sich selbst ausschaltete 
und Petain als Staats- und Regierungschef 
nahezu unbegrenzte Vollmachten für die Re-
gierung des Landes und die Vorbereitung 
einer neuen Verfassung übertrug. Der „Etat 
Franpais" des Marschalls trat an die Stelle 
der unrühmlich zu Ende gegangenen Dritten 
Republik. Laval selbst sicherte sich dabei die 
Stellung des stellvertretenden Regierungs-
chefs.
Es waren nicht nur innenpolitische Probleme, 
vor denen die Regierung Petain stand. Die 
Niederlage hatte die Notwendigkeit franzö-
sischer Außenpolitik nicht aufgehoben, wobei 
Frankreich jetzt nach dem Ausscheiden aus 
dem Kampf in einer schwierigen Lage zwischen 
den kriegsführenden Parteien stand. Auf der 
einen Seite mußte es bei Durchführung des 
Waffenstillstandes um ein erträgliches Ver-
hältnis zum Sieger bemüht sein, auf der ande-
ren Seite stellte sich die Frage nach dem Ver-
hältnis zu dem bisherigen Verbündeten Eng-
land und den hinter diesem stehenden Ver-
einigten Staaten von Amerika.

Die Auffassungen in der Regierung von 
Vichy über die von Frankreich zu führende 
Politik waren nicht einheitlich. Drei Konzep-
tionen standen sich gegenüber.

Weygand, seit dem 16. Juni 1940 Minister der 
nationalen Verteidigung in der Regierung 
Petain, hatte zwar aus dem Verantwortungs-
gefühl des militärischen Oberbefehlshabers 
entscheidend zu dem Entschluß, den Kampf zu 



beenden, beigetragen, war aber nichtsdesto-
weniger durch die erlittene Niederlage tief 
berührt und nicht bereit, sie als endgültige 
Entscheidung anzuerkennen. Er sah den Waf-
fenstillstand als eine Atempause an, die es 
Frankreich ermöglichen sollte, seine Kräfte zu 
sammeln und zu gegebener Zeit den Kampf 
wiederaufzunehmen. Der Feind blieb für ihn 
Deutschland, d
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emgegenüber der Waffenstill-
standsvertrag bis zu besserer Stunde die allein 
gültige Grundlage des französischen Verhal-
tens zu sein hatte. „L’armistice et pas plus" 
(Waffenstillstand und keinen Schritt weiter), 
jede darüber hinausgehende deutsche Forde-
rung war abzulehnen. Andererseits mußte zu-
nächst äußerlich loyale Erfüllung der unter-
zeichneten Bedingungen der Deckmantel sein, 
unter dem die Wiederaufrichtung des französi-
schen Kräftepotentials zu betreiben war. Eng-
land blieb für Weygand trotz des Grolls über 
die unzureichende Unterstützung in der 
Schlacht um Frankreich der einzig mögliche 
Verbündete auch für die Zukunft; die Ver-
bindungen dorthin durften nicht völlig ab-
reißen ).

Laval zog aus der Katastrophe ganz andere 
Folgerungen. Für ihn war das alte Europa 
endgültig zusammengebrochen; der Sieg der 
Achsenmächte und ihrer Ideen schien nicht auf-
haltbar. Auf dem verwandelten europäischen 
Kontinent würde England keine Rolle mehr zu 
spielen haben. Für Frankreich kam es jetzt 
darauf an, rechtzeitig einen würdigen Platz an 
der Seite der Achsenmächte zu suchen. Nur 
eine solche radikale Schwenkung würde es 
davor bewahren, schließlich die Kosten des 
Krieges bei einem immerhin möglichen 
deutsch-britischen Kompromiß zahlen zu müs-
sen.

Petain selbst wollte sich angesichts der noch 
völlig offenen Kriegsentscheidung weder für 
den von Weygand noch für den von Laval ge-
wiesenen Weg bereits jetzt entscheiden. Er 
wollte die Chance nützen, die der Waffenstill-
stand Frankreich bot: zwischen den Kriegfüh-
renden in neutraler Haltung abzuwarten, wo-
hin sich die Waagschale des Sieges neigen 
würde. Erst wenn dies zu übersehen war, 
würde es Zeit sein, sich zu entscheiden. Eine 
zweite Niederlage durfte es für Frankreich 
nicht geben. Das bedeutete also gegenüber

10) Weygand bat seine Konzeption rückschauend 
dargelegt in: Rappele au Service, S. 284 ff. und 
S: 3’7 ff.

Deutschland die loyale Erfüllung der Waffen-
stillstandsbedingungen und die Herstellung 
eines korrekten modus vivendi, gegenüber 
England das Werben um Verständnis dafür, 
daß Frankreich in seiner Zwangslage jetzt nicht 
anders handeln könne, sich aber niemals ge-
gen den alten Verbündeten wenden werde.

Im Jahre 1940 hat sich der Marschall mit dieser 
Linie des „attentisme" schließlich durchgesetzt. 
Er entfernte Anfang September 1940 Weygand, 
dessen Aktivität ihm gefährlich zu werden 
schien, aus der Regierung und ernannte ihn 
zum Statthalter der französischen Regierung in 
Afrika. Am 13. Dezember 1940 aber beseitigte 
er auch Laval, dessen zielbewußtes Steuern 
an die Seite Deutschlands ihm schon lange un-
heimlich geworden war. Die politischen Ideen 
beider Männer hatte er mit ihrer Kaltstellung 
jedoch nicht zum Verschwinden gebracht; sie 
rangen in Vichy in vielgestaltiger Form wei-
ter um den Einfluß auf die französische Politik.

Ein Moment, das die Haltung Vichys entschei-
dend beeinflussen mußte, war die Rücksicht 
auf das französische Kolonialreich. Schon im 
Juni 1940, als um die Frage des Waffenstill-
standes gerungen wurde, hatte die Haltung 
der zivilen und militärischen Machthaber in 
den Kolonien ernste Sorgen bereitet. Selbst 
vom Zusammenbruch des Mutterlandes unbe-
rührt, sträubten sie sich gegen die Einstellung 
des Kampfes und hatten für die aus London 
und aus dem Munde des Generals de Gaulle 
ertönenden Aufrufe zur Fortführung des Krie-
ges an der Seite Englands ein offenes Ohr. 
Nur der persönlichen Autorität des Marschalls 
Petain und des Generals Weygand war es 
schließlich gelungen, den Gehorsam der Gou-
verneure und Befehlshaber in den Kolonien 
zu gewährleisten. Der Schlag der Engländer 
gegen die französische Flotte am 3. Juli 1940, 
über den sogleich zu sprechen sein wird, war 
dabei eine wirksame Hilfe. Alle maßgebenden 
Kolonialmachthaber wurden durch diesen 
Schock gefühlsmäßig an die Regierung in 
Vichy gebunden; die Werbung de Gaulles für 
den Widerstand eines „Freien Frankreichs" 
aber war fürs erste zur Bedeutungslosigkeit 
verurteilt.
Wenn das Kolonialreich auch zu diesem Zeit-
punkt fest zu Petain stand, so konnten doch 
die auf längere Sicht drohenden Gefahren in 
Vichy nicht übersehen werden. In den afrika-
nischen Kolonien war man einerseits über 
eventuelle deutsche und italienische territoriale 
Ansprüche besorgt und andererseits bedrohte 



die Stillegung des französischen Handels-
Schiffsverkehrs durch Waffenstillstandsbedin-
gungen und englische Blockade die Versor-
gung der Kolonialgebiete mit lebenswichtigen 
Gütern, die nur mit Duldung oder Hilfe Eng-
lands und Amerikas zugeführt werden konn-
len. Die Anfälligkeit der Kolonien gegen eng-
lische Einflüsse blieb also stark; ein Grund 

mehr für Vichy, sein Ansehen in Übersee nicht 
durdi Nachgiebigkeit gegenüber deutschen 
Forderungen zu kompromittieren und die Wirt-
schaftslage im Kolonialreich durch Konflikte 
mit England zu verschärfen. Daß dieses Lavie-
ren fast unlösbare Aufgaben stellte, trat be-
reits wenige Tage nach Abschluß des Waffen-
stillstandes deutlich in Erscheinung.

4. Mers-el-Kebir — die ungenutzte Chance

Die Frage der französischen Flotte hatte in 
den Augen Englands durch den Waffenstill-
stand keine befriedigende Regelung gefunden; 
der von Hitler gegebenen feierlichen Versiche-
rung, keinen Anspruch auf die Flotte zu er-
heben, brachte man kein Vertrauen entgegen. 
Die britische Regierung unter dem beherr-
schenden Einfluß Churchills zögerte nicht, der 
möglichen Gefahr im Keim zu begegnen und 
die ihr erreichbaren Teile der französischen 
Flotte entweder in ihren Besitz zu bringen 
oder kampfunfähig zu machen. Sie folgte mit 
diesem Präventivschlag gegen den bisherigen 
Verbündeten den Überlieferungen britischer 
Seekriegführung, die in entscheidenden 
Augenblicken stets rechtliche oder auch mora-
lische Skrupel hinter den für lebenswichtig 
angesehenen Notwendigkeiten hat zurücktre-
ten lassen. Dabei war der Entschluß Churchills 
fast noch mehr als von militärischen Sorgen 
von dem Willen diktiert, vor dem eigenen 
Volke und der Welt ein Fanal für die uner-
schütterliche Bereitschaft Englands, kompro-
mißlos weiterzukämpfen, aufzurichten.

Das Drama rollte am 3. Juli 1940 ab. Sein 
Schwerpunkt lag in Mers-el-Kebir bei Oran 
an der algerischen Küste, wo das ehemalige 
französische Atlantikgeschwader, das in Er-
wartung des italienischen Kriegseintritts im 
Frühjahr 1940 in das Mittelmeer verlegt wor-
den war, lag und die näheren Anordnungen 
für seine durch die Waffenstillstandsverträge 
geforderte Abrüstung erwartete. Am 3. Juli 
morgens erschien ein starker englischer Flot-
tenverband von Gibraltar her vor Oran und 
stellte den französischen Admiral durch ein 
auf sechs Stunden befristetes Ultimatum vor 
die Wahl, sich den Engländern anzuschließen, 
unter englischer Überwachung in amerikani-
sche Gewässer zu gehen oder seine Schiffe 
zu versenken. Im Falle der Weigerung werde 
das englische Geschwader Gewalt anwenden.

Da der französische Admiral die englischen 
Zumutungen ablehnte, eröffneten die Englän-
der in den Abendstunden das Feuer auf die 
nahezu wehrlosen französischen Schiffe, deren 
Schicksal in wenigen Minuten besiegelt war. 
Das Schlachtschiff „Bretagne" explodierte und 
kenterte, ein Schlachtkreuzer und ein weiteres 
Schlachtschiff wurden kampfunfähig auf 
Grund gesetzt. Nur der Schlachtkreuzer „Stras-
bourg" mit einigen Zerstörern entkam und er-
reichte am folgenden Tage Toulon. 1300 fran-
zösische Seeleute fanden den Tod.
Am gleichen Tage bemächtigten sich die Eng-
länder mit Gewalt aller französischen Kriegs-
schiffe, die vom Waffenstillstand in Häfen des 
englischen Mutterlandes überrascht und seit-
dem dort festgehalten worden waren. Dem 
französischen Geschwader, das zuletzt Seite an 
Seite mit den Engländern im östlichen Mittel-
meer operiert hatte und von diesen Tagen her 
noch in Alexandria lag, wurden vom dortigen 
englischen Befehlshaber ähnliche Forderungen 
wie dem Geschwader in Oran gestellt. Durch 
das diplomatische Geschick der beiden be-
freundeten Admirale wurde hier eine blutige 
Katastrophe vermieden. Beide schlossen entge-
gen ihren von London und Vichy erhaltenen 
Befehlen einen Kompromiß, nach dem die fran-
zösischen Schiffe unter ehrenhaften Bedingun-
gen im Hafen von Alexandria neutralisiert 
wurden. Am 8. Juli 1940 folgte schließlich noch 
ein englischer Angriff auf den westafrikani-
schen Flottenstützpunkt Dakar, wo das noch 
nicht fertiggestellte 35 OOO-t-Schlachtschiff 
„Richelieu" durch einen Torpedotreffer beschä-
digt wurde.

Die Wirkung des englischen Schlages auf die 
Regierung in Vichy war niederschmetternd. 
Sie bestimmte tief und auf lange Zeit die Hal-
tung des Oberbefehlshabers der französischen 
Kriegsmarine, Darlan, der in der ersten Zor-
nesaufwallung daran dachte, mit den franzö-



sischen See- und Luftstreitkräften den offenen 
Kampf gegen England aufzunehmen, wobei er 
sogar zu gemeinsamem Operieren mit Italien 
im Mittelmeer bereit war. Laval kamen solche 
Pläne für die Verwirklichung seiner Politik 
zwar gelegen, trotzdem hielt er sich aber bei 
der Unterstützung Darlans zurück; ihm schien 
es wohl klüger, vor dem endgültigen Bruch 
mit England die Einstellung Deutschlands zu 
sondieren. Petain, Weygand und der Außen-
minister Baudouin dagegen wollten unwider-
rufliche Entscheidungen vermeiden. Um den 
Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu 
England, die seit dem Waffenstillstand prak-
tisch schon nicht mehr bestanden, kamen auch 
sie nicht herum; darüber hinaus aber wünsch-
ten sie, sich auf die Abwehr weiterer engli-
scher Angriffe zu beschränken und jede fran-
zösische Initiative zu einer nicht wiedergut-
zumachenden Verschärfung des Verhältnisses 
zu England zu vermeiden. Ihre Auffassung 
setzte sich im Ministerrat durch, um so mehr 
als von selten der Achsenmächte nichts ge-
schah, um die Franzosen zu entscheidenden 
Entschlüssen zu ermuntern.
Die französische Regierung hatte noch am 
3. Juli die durch General Carl-Heinrich 
von Stülpnagel geleitete Deutsche Waffenstill-
standskommission in Wiesbaden von den Er-
eignissen in Mers-el-Kebir in Kenntnis gesetzt 
und nachgesucht, die im Waffenstillstandsver-
trag geforderte Abrüstung ihrer See- und Luft-
streitkräfte zur Verteidigung gegen englische 
Angriffe auszusetzen. Unter dem ersten Ein-
druck der unerwarteten Wendung kam Hitler 
großzügig entgegen. Er ließ erklären, daß er 
mit den Abwehrmaßnahmen 
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der französischen 
Flotte einverstanden sei, und betonte dabei, 
daß „die im Waffenstillstandsvertrag gegebe-
nen Zusicherungen einer Flotte gegenüber an 
Bedeutung gewännen, die bereit sei, sich unbe-
rechtigten und entehrenden Zugriffen anderer 
Mächte zu widersetzen". Die Abrüstung der 
französischen Flotte und eines Teils der Luft-
streitkräfte wurde bis auf weiteres ausge-
setzt ).

Es wäre zu erwarten gewesen, daß die neu 
entstandene Lage Hitler Anlaß gegeben hätte,

11) Bericht des Verbindungsbeamten des Auswär-
tigen Amtes bei der Waffenstillstandskommission 
vom 3. Juli 1940 an das Auswärtige Amt, in: Akten 
zur Deutschen Auswärtigen Politik, Serie D, Band 
X, Dokument Nr. 93 (S. 85 f.); Wortlaut der Er-
klärung der Waffenstillstandskommission in fran-
zösischer Übersetzung in: La Delegation Francaise 
aupres de la Commission Allemande d’armistice, 
Band I, T aris 1947, S. 40 f. 

die gegenüber Frankreich einzunehmende Hal-
tung grundlegend zu überprüfen. Das geschah 
aber nicht. Gerade in diesen Tagen war Hitler 
mit der Vorbereitung seiner für den 19. Juli 
in Aussicht genommenen Reichstagsrede be-
schäftigt, mit der er noch einmal ein Angebot 
zur Verständigung an England zu richten ge-
dachte. Es erschien ihm wohl nicht zweck-
mäßig, sich vor einer englischen Stellung-
nahme gegenüber Frankreich festzulegen. Die 
Haltung Italiens mag hierzu beigetragen ha-
ben, das mit kaum verhehlter Besorgnis auf 
eine Entwicklung blickte, die Frankreich Ge-
legenheit zur politischen Rehabilitierung hätte 
geben können und damit die Durchsetzung der 
italienischen Ansprüche auf französische Ge-
biete erschweren mußte. Das einzige, was in 
den Tagen nach Mers-el-Kebir gegenüber 
Frankreich geschah, war die am 15. Juli ge-
stellte Forderung Hitlers, „als Gegenleistung 
für die von Deutschland zugestandene Erhal-
tung der Kampfbereitschaft der französischen 
Flotte und von Teilen der Luftstreitkräfte“ der 
deutschen Wehrmacht eine Anzahl von Luft-
stützpunkten in Französisch-Marokko mit al-
len für ihre Versorgung nötigen Verbindun-
gen zur Verfügung zu stellen. Das war ein 
völlig neuer Anspruch, der das im Waffen-
stillstandsvertrag gesicherte Tabu des franzö-
sischen Kolonialreiches aufhob, Nordafrika als 
deutsche Basis in die Kriegshandlungen einbe-
zog, englische Gegenmaßnahmen herausfor-
derte und damit die französische Regierung 
vor weitgehende politische Folgerungen stellen 
mußte. Petain antwortete mit diplomatischer 
Zurückhaltung, indem er nicht offen ablehnte, 
aber darauf verwies, daß die deutschen Wün-
sche weit über das Waffenstillstandsstatut hin-
ausgingen und daher in neuen Verhandlun-
gen auf politischer Ebene geprüft werden müß-
ten. Hitler nahm diese versteckte Ablehnung 
hin und verfolgte den Gedanken der nord-
afrikanischen Stützpunkte zunächst nicht wei-
ter, einmal, weil er noch nicht willens war, mit 
Frankreich politische Gespräche zu führen, in 
der Hauptsache aber wohl, weil ihm das Her-
aushalten der französischen Kolonien aus dem 
Kriege unter der Souveränität Vichys vorteil-
hafter erschien, als die Engländer gewisser-
maßen aufzufordern, sich ihrerseits der ihnen 
erreichbaren französischen Gebiete zu bemäch-
tigen.

So gewann der Riß zwischen Frankreich und 
England, den Mers-el-Kebir verursacht hatte, 
bis zum September 1940 keine weitergehende 
Bedeutung für die deutsche Frankreichpolitik. 
Diese wurde beherrscht durch drei Tendenzen: 
die Abrüstung der französischen Wehrmacht 



nach dem Wortlaut der Waffenstillstandsbe-
dingungen, die Ausnutzung der französischen 
Wirtschaft für Zwecke der deutschen Kriegs-
wirtschaft und den Versuch der Einflußnahme 
auf die innerfranzösischen Verhältnisse über 
den Weg der Besatzungspolitik.

Die Abrüstung der französischen 'Wehrmacht 
wurde — abgesehen von den nach Mers-el-
Kebir zugestandenen Erleichterungen für 
Flotte und Luftwaffe — buchstabengetreu 
durchgeführt. Im unbesetzten Teil des Mutter-
landes wurde die den Franzosen bei den Ver-
handlungen von Rethondes zugesagte „Waf-
fenstillstandsarmee" in Stärke von 100 000 
Mann, die über keine schweren Waffen und 
über keine motorisierten Verbände verfügen 
durfte, aufgestellt. Alle über den Bedarf dieser 
Truppen hinaus vorhandenen Soldaten wurden 
entlassen, die Waffen unter deutscher und ita-
lienischer Kontrolle in sogenannten Stockie-
rungslagern gesammelt. Die schweren Waffen, 
die für Zwecke der deutschen Kriegführung 
von Wert zu sein schienen, hatten die Fran-
zosen an die deutsche Wehrmacht auszuliefern. 
Nicht ganz so einfach wie im Mutterland voll-
zog sich die Abrüstung in Französisch-Nord-
afrika, wo die Kontrolle über die Durchfüh-
rung des Waffenstillstandes von den Italie-
nern ausgeübt wurde. Hier machte die Regie-
rung Petain mit Recht geltend, daß sie die 
Verantwortung für die Aufrechterhaltung ihrer 
Souveränität über die afrikanischen Besitzun-
gen nur tragen könne, wenn ihr die nötigen 
Machtmittel zur Sicherstellung der inneren 
Ordnung und zur Verteidigung gegen Angriffe 
von außen belassen würden. Die italienische 
Führung aber sah in den französischen Streit-
kräften von Nordafrika mit größtem Mißtrauen 
nur ein Potential, das sich eines Tages gegen 
Italien wenden und das Durchsetzen italieni-
scher Kriegsziele würde verhindern können. 
Die italienischen Forderungen auf radikale 
Abrüstung liefen daher den deutschen Wün-
schen, die Franzosen an der Verteidigung ihres 
Kolonialreiches zu interessieren, entgegen. 
Erst nach langwierigen Verhandlungen gelang 
es, die Italiener dazu zu bewegen, den Franzo-
sen für Nordafrika Streitkräfte in Stärke von 
rund 120 000 Mann zuzugestehen.

Auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Ausnut-
zung Frankreichs überschnitten sich zwei Ten-
denzen der deutschen Politik: Einmal bemüh-
ten sich deutsche Stellen, an Lebensmitteln, 
Rohstoffen und auch Maschinen aus Frank-
reich so viel wie irgend möglich herauszu-
holen, andererseits sollte die französische In-
dustrie in den Rahmen der kontinental-europä-

ischen Kriegswirtschaft eingebaut werden, was 
aber nur möglich war, wenn ihr die nötigen 
Produktionsmittel und Rohstoffe belassen wur-
den und wenn die soziale Lage der französi-
schen Arbeiterschaft einigermaßen gesichert 
blieb. Es hat die deutsche Wirtschaftspolitik 
und damit die Ausnutzung der französischen 
Wirtschaftskapazitäten für Deutschland stets 
belastet und beeinträchtigt, daß es auf deut-
scher Seite nicht gelungen ist, diese ausein-
anderlaufenden Bestrebungen auf ein einheit-
liches Ziel auszurichten. Die ultimativ durch-
gesetzte Zahlung überaus hoher „Besatzungs-
kosten" durch die französische Regierung — 
täglich 20 Millionen Reichsmark —, die Tren-
nung des französischen Wirtschaftskörpers in 
zwei Teile durch ein rigoros gehandhabtes 
Sperr-Regime an der Demarkationslinie, die er-
wähnte Wegnahme von Maschinen und Roh-
stoffen legten der Wiederaufnahme der Pro-
duktion Fesseln an. Unter ihnen litten wieder 
die Bestrebungen, die französische Industrie 
für deutsche Aufträge arbeiten zu lassen, wo-
für gute technische Voraussetzungen ebenso 
wie die Bereitschaft der Industriellen und auch 
der französischen Regierung vorlagen. So konn-
ten sich so verheißungsvolle Vorhaben wie 
die großen deutschen Aufträge an die fran-
zösische Kraftfahr- und Flugzeugindustrie 
nicht in dem Umfange auswirken, der bei einer 
klaren deutschen Wirtschaftspolitik zu errei-
chen gewesen wäre.

Das Fehlen dieser festen Linie war aber nicht 
nur eine Eigenheit der Wirtschaftspolitik, son-
dern zeigte sich im ganzen Umfange der deut-
schen Besatzungspolitik. Der deutschen Mil-
tärverwaltung lag es daran, ruhige und geord-
nete Verhältnisse im besetzten Frankreich her-
zustellen, die für Unterbringung und Unter-
halt der Besatzungstruppen und für die opera-
tiven und taktischen Maßnahmen der Krieg-
führung — es waren damals der Luftkrieg ge-
gen England und die Vorbereitungen für die 
Landung, das Unternehmen „Seelöwe", im 
Gange — möglichst reibungslose Vorausset-
zungen schufen. Dazu konnte es nur erwünscht 
sein, daß die legale Regierung in Vichy die 
Zügel der Verwaltung auch im besetzten Ge-
biet, selbstverständlich unter deutscher Kon-
trolle, führte. An einer Einmischung in innere 
französische Angelegenheiten lag der Militär-
verwaltung nichts. Wenn der Regierung Petain 
eine gewisse Souveränität belassen wurde, so 
diente das auch der Stärkung ihrer Autorität 
im Kolonialreich, die ja zur Abwehr der von 
England und dem General de Gaulle ausgehen-
den Aufforderung zum Abfall von Vichy er-
wünscht sein mußte.



Mit diesen Auffassungen gerieten aber sehr 
bald andere, von politischen Absichten gelei-
tete Maßnahmen deutscher Stellen in Wider-
spruch, die neben der Militärverwaltung eine 
sehr wirksame Tätigkeit in Frankreich entfal-
teten. Eine besondere Rolle spielte der vom 
Reichsaußenminister bereits im Juni 1940 nach 
Paris entsandte Gesandte und spätere Bot-
schafter Abetz, der zwar völkerrechtlich bei 
der französischen Regierung, die sich de jure 
noch im Kriegszustand mit dem Reich befand, 
nicht akkreditiert war, aber in der Praxis die 
entscheidende Rolle in den politischen Ver-
handlungen mit Vichy übernahm. Abetz, der 
aus der nach dem Ersten Weltkrieg um Ver-
ständigung mit der französischen jungen Ge-
neration bemühten deutschen Jugendbewe-
gung hervorgegangen war, brachte für seine 
Aufgabe eine sehr ehrliche und sehr zielbe-
wußte Planung mit; er wollte die histori-
sche Gegnerschaft zwischen den beiden Nach-
barvölkern in wirkliches Verstehen und ver-
trauensvolles Zusammenleben in der Zukunft 
verwandeln und den Grund hierzu bereits 

durch neue Waffenbrüderschaft im Feuer des 
gegenwärtigen Krieges legen. Um dieses 
kühne Ziel zu erreichen, hielt er aber den 
attentistischen Kreis um den alten Marschall 
in Vichy nicht für geeignet; er setzte vielmehr 
allein auf Laval, mit dem er bald in ein nahes 
Vertrauensverhältnis trat, und auf gewisse 
Persönlichkeiten aus Presse und Politik, die 
für die Stimmung d
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es französischen Volkes 
allzu offen und überstürzt den Anschluß an 
das siegreiche Deutschland und seine totali-
täre Ideologie betrieben. Die Folge war, daß 
der deutsche Botschafter auf der einen Seite 
namens der Reichsregierung mit der Regierung 
des Marschalls verhandelte und sie nach außen 
hin auch zu stützen suchte, während er auf der 
anderen Seite durch seine Freunde in der Pari-
ser Presse die gleiche Regierung angreifen und 
verdächtigen ließ — in dem inneren Wunsch, 
sie bald beseitigt und durch Männer ersetzt 
zu sehen, die bereit sein würden, Frankreich 
ohne Vorbehalte an die Seite Deutschlands 
zu führen ).

5. Montoire — der erste Versuch einer Collaboration

Während sich die deutsche Frankreichpolitik 
im Sommer 1940 in solch zwiespältigen Bah-
nen bewegte, traten im französischen Kolonial-
reich Ereignisse ein, die die militärische Be-
deutung des geschlagenen Frankreichs erneut 
in den Blick rückten. Ende August löste sich 
der größte Teil von Äquatorialafrika mit der 
Hauptstadt Brazzaville und dem strategisch 
wichtigen Gebiet um den Tschad-See von 
Vichy und schloß sich dem „Freien Frank-
reich" de Gaulles an. Nur die Kolonie Gabun 
blieb dem Marschall Petain noch treu. Dieser 
Erfolg weckte die Unternehmungslust de Gaul-
les; er wollte sich nunmehr in Besitz von 
Westafrika mit seiner wichtigen Hauptstadt 
Dakar setzen und gewann Churchill dafür, 
dieses Unternehmen durch den Einsatz der 
englischen Flotte zu ermöglichen. Ihr Erschei-
nen vor Dakar und die Landung freifranzösi-
scher Soldaten würde, so hoffte de Gaulle, ge-
nügen, ihm Westafrika in die Arme zu führen. 
Es kam aber anders. Vom 23. bis 25. Septem-
ber versuchten freifranzösische Kräfte, nach-
dem der Generalgouverneur von Französisch-
Westafrika jedes Verhandeln abgelehnt hatte, 
unter dem Feuerschutz englischer Kriegsschiffe 
und Flugzeuge bei Dakar zu landen und die 

Stadt in Besitz zu nehmen. Die Garnison der 
Vichy-Regierung in Dakar und die dort liegen-
den französischen Kriegsschiffe, an ihrer 
Spitze das Schlachtschiff „Richelieu", leisteten 
entschlossenen Widerstand und fügten dem 
englischen Geschwader ernsthafte Verluste zu. 
Am 25. September resignierte Chruchill und 
befahl, das Unternehmen aufzugeben. Der Pre-
stigegewinn für die Regierung Petains war 
ebenso groß wie der Verlust an Geltung für 
de Gaulle, der sich verbittert in das zu ihm 
übergegangene Äquatorialafrika begab und 
dort im November 1940 wenigstens die noch 
Vichy-treue Kolonie Gabun unter seine Herr-
schaft brachte.
Die Vorgänge in Äquatorialafrika und vor Da-
kar hatten die militärischen Verhandlungen 
der deutschen und italienischen Waffenstill-
standskommission wieder belebt. Bereits nach 
dem Abfall Äquatorialafrikas hatte die Regie-
rung Petain eine Verstärkung ihrer See- und

12) Eine Selbstdarstellung seines Werdegangs und 
seiner Politik hat Otto Abetz gegeben in seinen 
Erinnerungen: Das offene Problem. Ein Rückblick 
auf zwei Jahrzehnte deutscher Frankreichpolitik, 
Köln 1951.



Luftstreitkräfte in Afrika beantragt; nach der 
erfolgreichen Abwehr von Dakar ergänzte sie 
ihre Wünsche, wobei auch die Frage der für 
Nordafrika zu bewilligenden Truppenstärken 
erneut zur Sprache kam. Vichy konnte dabei 
geltend machen, daß das Mißtrauen der 
Achsenmächte, insbesondere Italiens, gegen 
den Gebrauch der gewährten Verstärkungen 
durch den Kampf um Dakar widerlegt sei; 
die französische Regierung könne sich auf die 
Kolonien verlassen, wenn ihr die nötigen 
Machtmittel zu ihrer Sicherung gegeben wür-
den. Diese Argumente fanden auf deutscher 
Seite Anerkennung; man war bereit, Verstär-
kungen für Französisch-Afrika zuzugestehen, 
stieß dabei aber auf die unverändert starre 
Zurückhaltung Italiens, dem jede Stärkung 
Frankreichs im Hinblick auf das Kräfteverhält-
nis im Mittelmeer und auf die italienischen 
Kriegsziele weiter höchst unerwünscht blieb. 
Es bedurfte mühseliger Verhandlungen, um 
den Italienern die Zustimmung zu wenigstens 
teilweiser Erfüllung der französischen Wün-
sche zu entreißen.

In der oberen deutschen Führung begann sich 
aber jetzt die Auffassung durchzusetzen, daß 
dem französischen Problem mit Palliativmit-
teln wie der Aufrüstung einiger Kriegsschiffe 
und Fliegergruppen nicht beizukommen war, 
sondern daß es eine großzügigere Lösung ver-
langte. Die Entwicklung der Kriegslage im 
Herbst 1940 wies auf diesen Weg, nachdem die 
Hoffnungen, den Krieg mit England zu einem 
schnellen Ende zu bringen, sich nicht erfüllt 
hatten und mit längerer Kriegsdauer unaus-
weichlich gerechnet werden mußte. Nach dem 
Ausbleiben entscheidender Wirkung der Luft-
angriffe auf die englische Insel und dem Ver-
zicht auf die Landung lag der Gedanke nahe, 
den Schwerpunkt des Kampfes gegen England 
in das Mittelmeer zu verlegen, das durch die 
Wegnahme von Gibraltar und des Suezkanals 
für die Engländer gesperrt werden konnte. Ab-
gesehen von dem für den Angriff auf Gibraltar 
erforderlichen Kriegseintritt Spaniens rückte 
für alle Mittelmeeroperationen die Bedeutung 
des französischen Kolonialreiches, und zwar 
sowohl Nord- und Westafrikas wie des syri-
schen Mandatsgebietes, in den Vordergrund. 
Ganz besonders das nordafrikanische Gebiet 
von Marokko, Algerien und Tunesien hatte 
entscheidende Bedeutung für die Lage im 
westlichen Mittelmeer. Auf jeden Fall mußte 
verhindert werden, daß das französische Nord-
und Westafrika in die Hände der Engländer 
oder de Gaulles fielen. Dieses Ziel aber war 
nur mit dem guten Willen und der Mitwirkung 
der französischen Regierung in Vichy zu er-

reichen. Wenn man aber mit dieser Regierung 
rechnen und ihr die nötigen Machtmittel belas-
sen mußte, lag der Gedanke nahe, das franzö-
sische Potential und Herrschaftsgebiet auch 
aktiv in die Kriegführung gegen England ein-
zuschalten, wofür das englische gewaltsame 
Vorgehen — Mers-el-Kebir, Dakar und die 
Blockade des französischen Überseehandels — 
günstige psychologische Voraussetzungen ge-
schaffen zu haben schien. Das nordwestliche 
Afrika bot für die See- und Luftkriegführung 
im mittleren und südlichen Atlantik Stütz-
punkte, von denen aus der englische Schiff-
fahrtsweg rund um Afrika, der mit zunehmen-
der Ausschaltung Englands im Mittelmeer an 
Bedeutung gewann, schwer getroffen werden 
konnte. Wenn aber Frankreich deutsche 
U-Boote und Flugzeuge von seinem Gebiet aus 
operieren ließ, konnte es nicht ausbleiben, daß 
es selbst mehr oder minder schnell in einen 
Krieg mit England hineinglitt — eine Entwick-
lung, die die französische Flotte, die auch nach 
Mers-el-Kebir noch ein beachtlicher Faktor 
war, an die Seite Deutschlands führen würde. 
Auch das französische Syrien würde in dieser 
Lage strategische Bedeutung gewinnen; dar-
über hinaus konnte es auf die Haltung der 
Türkei und der arabischen Gebiete mit ihren 
Ölvorkommen Einfluß üben.
Man mußte sich natürlich im klaren sein, daß 
der Versuch, Frankreich zum Mitkämpfer 
Deutschlands zu machen, einen politischen 
Preis kosten würde. Den Franzosen mußte die 
Chance geboten werden, einen günstigeren 
Frieden zu erhalten, insbesondere vor größe-
ren territorialen Einbußen im Mutterland und 
Kolonialreich bewahrt zu bleiben. Daß die 
Franzosen nur „pour le roi de Prusse" ihre 
Haut zu Markte tragen würden, konnte man bei 
allem Selbstbewußtsein nicht annehmen. Aller-
dings würden solche Zugeständnisse wieder 
den alten Circulus vitiosus der italienischen 
Vorbehalte heraufbeschwören, denn wie sollte 
Mussolini von einem Frankreich, das auf Sei-
ten der Achsenmächte kämpfte, jemals seine 
„nationalen Ansprüche" befriedigt erhalten?

Alle diese Gedanken hatten ihren Ursprung 
zunächst in den militärischen Erwägungen 
über die Weiterführung des Krieges gegen 
England, die im September und Oktober 1940 
die deutsche Führung bewegten. Der Ober-
befehlshaber der Kriegsmarine, dessen Blicke 
über den Rahmen des europäischen Kontinents 
hinausgingen, trat jetzt als einer der ersten für 
eine neue Frankreichpolitik ein. Der Ober-
befehlshaber des Heeres verschloß sich ihren 
Vorteilen nicht. Beide fanden im Wehrmacht-



führungsstab volles Verständnis und Bereit-
schaft zur Initiative13 ). Die Reaktion Hitlers war 
zwielichtig. Die für die militärische Krieg-
führung zu gewinnenden Vorteile leuchteten 
ihm ein. Die Ausdehnung der deutschen Krieg-
führung auf den mittleren und südlichen 
Atlantik lockte ihn besonders, bot sich doch 
hier eine Möglichkeit, den Krieg außerhalb 
des Mittelmeeres zu aktivieren, womit man 
um das ihm durchaus unerwünschte engere 
operative und taktische Zusammenwirken mit 
den Italienern herumkommen konnte. So gern 
er aber die Stützpunkte im französischen Afrika 
ausgenützt hätte, an die politischen Konse-
quenzen ging er mit innerem Widerstreben 
heran. Nicht nur, daß er sich scheute, Musso-
lini den Traum einer italienischen Vorherr-
schaft im Mittelmeer auf Kosten Frankreichs 
zu zerstören, auch sich selbst wollte er die 
Hände gegenüber Frankreich nicht zu einem 
Zeitpunkt binden, wo der Weitergang des 
Krieges noch völlig offen war. Im Grunde sei-
nes Herzens lebte doch noch die Hoffnung auf 
irgendeine Verständigung mit England, viel-
leicht als Folge der geplanten Wendung nach 
Osten gegen die Sowjetunion. Warum sollte 
er einem Frankreich, dem er innerlich nicht 
traute, jetzt die Chance geben, sich aus den 
Folgen seiner Niederlage herauszumanövrie-
ren, anstatt das im Sommer 1940 unerwartet 
gewonnene Faustpfand in der Hand zu behal-
ten, um daraus deutsche Ansprüche in Europa 
und im französischen Kolonialreich zu befrie-
digen?

13) Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehr-
macht (Wehrmachtführungsstab), hrsg. von Percy E. 
Schramm, Band I, Frankfurt/Main 1965, Eintragun-
gen vom 25. und 28. September sowie vom 1. und 
8. Oktober 1940. Hierzu auch Aufzeichnung der 
Deutschen Waffenstillstandskommission vom 4. Ok-
tober 1940 für OKW, in: Akten der Waffenstill-
standskommission, Mikrofilm MA-34 im Archiv des 
Instituts für Zeitgeschichte, München.

Bei all diesen Vorbehalten fand sich aber Hit-
ler doch bereit, mit den französischen Staats-
männern Petain und Laval in persönliche 
Fühlung zu treten. Am 22. Oktober traf er La-
val zu einer vorbereitenden Besprechung, am 
23. Oktober erörterte er mit Franco an der 
französisch-spanischen Grenze bei Irn die 
Frage der spanischen Kriegsbeteiligung, ohne 
dabei zu einem befriedigenden Ergebnis zu 
kommen, und am 24. Oktober empfing er Pe-
tain und Laval in seinem Sonderzug auf dem 

Bahnhof Montoire-sur-le-Loir nördlich von 
Tours. In der in verbindlicher Form und beton-
ter gegenseitiger Achtung verlaufenen Aus-
sprache glaubten Abetz und Laval die Geburts-
stunde der von ihnen angestrebten „Collabo-
ration", die Frankreich an die Seite Deutsch-
lands führen sollte, zu erleben. Die beiden 
Staatschefs, Hitler und Petain, sahen die Dinge 
mit weit größerer Zurückhaltung. Petain lag 
der Gedanke einer einseitigen Entscheidung 
für Deutschland fern; ihm lag nur daran, die 
Grundlagen für die abwartende Haltung 
Frankreichs zwischen den kriegführenden 
Parteien durch ein erträgliches Verhältnis mit 
der Siegermacht, die nun einmal auf franzö-
sischem Boden stand, zu verbessern. Zu wei-
tergehenden Illusionen fand er auch keine Er-
munterung durch Hitler, der wohl seinen 
grundsätzlichen Wunsch, das deutsch-franzö-
sische Verhältnis nach jahrhundertelangen 
Kämpfen auf eine neue Grundlage zu stellen, 
betonte, sich aber hütete, hierzu irgendwelche 
konkreten Vorschläge zu machen. Die von 
französischer Seite als Antwort auf die ver-
sicherte Bereitschaft zur Verteidigung der Ko-
lonien erhoffte Garantieerklärung Hitlers für 
den Bestand des überseeischen Besitzes blieb 
aus. Das Thema der militärischen Zusammen-
arbeit wurde nicht vertieft. Man schied mit 
der Vereinbarung, die Verhandlungen zwi-
schen den Außenministern weiterzuführen.

Hitler hatte seinen italienischen Partner über 
die Absicht seines Treffens mit Petain wenige 
Tage vorher in Kenntnis gesetzt, ohne dabei 
Näheres über seine Pläne mitzuteilen; jetzt 
begab er sich von Montoire nach Florenz, um 
Mussolini dort für den Gedanken einer neuen 
Einstellung gegenüber Frankreich zu gewin-
nen. Während der Fahrt erhielt er am 28. Ok-
tober morgens die überraschende Nachricht, 
daß Italien am gleichen Tage aus Albanien 
den Angriff gegen Griechenland eröffnet hatte. 
Mit diesem eigenwilligen Vorgehen erhielt er 
die Antwort des verärgerten Duce auf die wie-
derholt geübte mißtrauische Zurückhaltung 
in der Mitteilung der deutschen Kriegspläne 
an den Bundesgenossen. Der unsinnige Ge-
danke einer unabhängigen „Parallelkriegfüh-
rung" war ad absurdum geführt. Die durch den 
italienischen Schritt heraufbeschworene Kom-
plizierung der gesamten Kriegslage auf dem 
Balkan und im östlichen Mittelmeer überschat-
tete in Florenz die Erörterung des Frankreich-
problems. Es wurde in seinen letzten Folge-
rungen nicht zur Debatte gestellt; immerhin 
erklärte Mussolini sich aber damit einver-
standen, daß die Aussichten der von Hitler 
in Montoire eingeleiteten Politik mit aller 



Vorsicht durch die Reichsregierung weiter son-
diert werden sollten, auch war er bereit, den 
Druck der italienischen Waffenstillstandskom-
mission auf die französische Abrüstung in 
Afrika zu mildern. An seinen territorialen 
Kriegszielen gegenüber Frankreich hielt er je-
doch unverändert fest, und Hitler zögerte 
nicht, ihn seiner Unterstützung hierfür erneut 
zu versichern.

Damit war die Frage der künftigen Haltung 
der Achsenmächte gegenüber Frankreich im 
Grundsätzlichen unentschieden geblieben, was 
sich auf die Weiterverfolgung der Politik von 
Montoire hemmend auswirken mußte. Es half 
nichts, daß Laval, von Abetz unterstützt, auf 
die Aufnahme konkreter politischer Verhand-
lungen mit dem Reichsaußenminister v. Rib-
bentrop drang. Dieser entzog sich unter ver-
schiedenen Ausflüchten einer Begegnung; er 
stand' persönlich dieser Politik, die unver-
meidlich auch zu deutschen Verpflichtungen 
gegenüber Frankreich führen mußte, ablehnend 
gegenüber. Bestärkt wurde er dabei durch den 
Eindruck, daß auch Hitler nicht von der Rich-
tigkeit dieses Weges überzeugt schien. Das 
zeigte sich schon daran, daß in der Besatzungs-
politik gegenüber Frankreich der „Geist von 
Montoire" keinerlei Früchte trug. Französische 
Wünsche nach Senkung der Besatzungskosten, 
Erleichterungen des Verkehrs über die Demar-
kationslinie und Unterstellung der zur Mili-
tärverwaltung Belgien geschlagenen Nord-
departements unter den Militärbefehlshaber 
in Frankreich fanden taube Ohren; auch die 
Verlegung der französischen Regierung von 
Vichy nach Versailles oder Paris, die im Waf-
fenstillstandsvertrag zugesagt war, wurde 
deutscherseits hinausgezögert und schließlich 
verhindert. Der schwerste Schlag wurde dem 
Geist von Montoire aber versetzt, als wenige 
Tage nach der Begegnung der in Lothringen 
regierende Reichsstatthalter Bürckel die un-
verzügliche Ausweisung von rund 100 000 
französisch sprechenden Lothringern aus ihrer 
Heimat in das unbesetzte Frankreich ankün-
digte. Die französische Regierung protestierte 
gegen diesen Willkürakt. Botschafter Abetz 
und die militärischen Stellen in Frankreich 
suchten diese Maßnahme, die die Atmosphäre 
der Zusammenarbeit zu vergiften drohte, ab-
zuwenden oder wenigstens zu mildern. Es half 
alles nichts, Hitler billigte das Vorgehen Bür-
ckels, und die Austreibung der Lothringer fand 
unter harten Zwangsmaßnahmen in aller Eile 
statt.

Nur im militärischen Sektor der deutschen 
Führung zeigte sich nach Montoire das Bemü-

hen, auf dem beschrittenen Wege zu positiven 
Ergebnissen zu gelangen. Diese Stellen, an 
ihrer Spitze der Wehrmachtführungsstab, sa-
hen die entscheidende Aufgabe darin, den 
Krieg gegen England zu gewinnen und dazu 
alle gebotenen Möglichkeiten, auch die Ein-
schaltung Frankreichs, auszunutzen. Politische 
und ideologische Fernziele hatten demgegen-
über fürs erste zurückzutreten. Auf Drängen 
des Wehrmachtführungsstabes kam es in der 
Deutschen Botschaft in Paris am 29. November 
und 10. Dezember 1940 zu militärischen Bespre-
chungen zwischen dem General Warlimont als 
Beauftragten des Oberkommandos der Wehr-
macht und maßgeblichen Vertretern der Vichy-
Regierung: dem stellvertretenden Regierungs-
chef Laval, dem Kriegsminister Huntziger und 
dem Marineminister Darlan. Als politischer Be-
auftragter nahm auf deutscher Seite nur der 
Botschafter Abetz teil, ohne aber von Ribben-
trop irgendeine konkrete Verhandlungsvoll-
macht zu haben. Die militärischen Erörterungen 
drehten sich in der Hauptsache um die Siche-
rung des französischen Kolonialreiches, wobei 
die Vertreter Vichys nicht nur den Willen zur 
Verteidigung von Nord- und Westafrika, son-
dern auch zur Rückgewinnung des zu de Gaulle 
übergegangenen Äquatorialafrikas bekunde-
ten. Dabei gaben sie sich klare Rechenschaft, 
daß derartige Maßnahmen mit aller Wahr-
scheinlichkeit in einen bewaffneten Konflikt 
mit England führen mußten; für diesen Fall 
zogen sie sogar angriffsweises Vorgehen ge-
gen die englischen Besitzungen in Westafrika 
und am Golf von Guinea in Erwägung. Zwi-
schen den deutschen und französischen Sach-
verständigen wurden die praktischen Voraus-
setzungen und Aussichten dieser Pläne in sehr 
aufgeschlossener Weise geprüft und festge-
stellt, welche zusätzlichen personellen und ma-
teriellen Mittel den Franzosen zu ihrer Durch-
führung gewährt werden müßten. Deutsches 
Entgegenkommen hierbei wurde im Rahmen 
des Möglichen in Aussicht gestellt. Wie zu er-
warten gewesen war, benutzte Laval die Ge-
legenheit der militärischen Verhandlungen zu 
dem dringenden Hinweis, daß der gefährliche 
Weg, den Frankreich zu gehen bereit sei, poli-
tische Voraussetzungen verlange, die ihn dem 
französischen Volke psychologisch verständ-
lich und annehmbar zu machen geeignet seien. 
Er kam dabei auf die erwähnten alten Anlie-
gen der französischen Regierung zurück und 
schlug erneut ein Zusammentreffen mit Rib-
bentrop vor. Abetz konnte nur sein persön-
liches Verständnis zeigen und versprechen, die 
französischen Wünsche nach Berlin weiterzu-
leiten.



6. Das Scheitern der Collaboration durch den Sturz Lavals

Auf die so erfolgversprechend eingeleiteten 
militärischen Verhandlungen fiel dadurch ein 
Schatten, daß Agentenmeldungen aus Nord-
afrika auf die Möglichkeit hinwiesen, der fran-
zösische Oberbefehlshaber in Afrika, General 
Weygand, spiele ein doppeltes Spiel und 
könne eines Tages mit allen dort vorhandenen 
und mit Zustimmung der Achsenmächte ver-
stärkten Kräften in das englische Lager über-
gehen. Das warf die Frage auf, ob die Regie-
rung in Vichy bei allem guten Willen zur 
Zusammenarbeit in der Lage sein werde, eine 
in den Kampf mit England führende Politik 
gegenüber ihren Bevollmächtigten in den Ko-
lonien überhaupt durchzusetzen. Daß diese 
Sorge nicht unberechtigt war, haben die Er-
eignisse der folgenden Jahre gezeigt. Die Ita-
liener, die die deutsch-französischen Verhand-
lungen, von denen sie ausgeschlossen waren, 
ohnehin mit Mißtrauen beobachteten, zögerten 
nicht, die Zweifel an der Haltung Weygands 
in Berlin zu stärken. Hitler ließ sich jedenfalls 
von alledem so stark beeindrucken, daß er 
Anfang Dezember Gegenmaßnahmen für den 
Fall eines Abfalls von Französisch-Afrika von 
der Vichy-Regierung vorbereiten ließ. In die-
sem Fall sollte der Waffenstillstand als ge-
brochen angesehen und das unbesetzte Süd-
frankreich schlagartig von deutschen Truppen 
in Besitz genommen werden, wobei das Ent-
kommen der französischen Flotte aus Toulon 
soweit irgend möglich zu verhindern war. Die 
Weisung Nr. 19 für die Vorbereitung dieser 
mit dem Kennwort 
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„Attila" bezeichneten Ope-
ration erging am 10. Dezember 1940 an die 
Wehrmachtteile ).

Das Schicksal wollte es, daß Hitler wenige 
Tage später durch unerwartete Ereignisse in 
Vichy in seinem Mißtrauen gegenüber Frank-
reich und gegen den Wert engerer Zusammen-
arbeit mit ihm bestätigt wurde. Laval, der 
zielbewußte Verfechter der Politik der Colla-
boration, der nach Montoire auch die Leitung 
des Außenministeriums übernommen hatte, 
wurde seit Bestehen der Vichy-Regierung von 
dem um Petain zum Abwarten geneigten Kreis 
seiner Ministerkollegen in zunehmendem 
Maße abgelehnt. Diese Ablehnung traf sowohl 
die grundsätzliche Konzeption seiner Politik 
als auch die Methoden, mit denen er sie ver-

folgte. Laval, der die Opposition gegen seine 
Pläne innerhalb der Regierung sehr gut 
kannte, hatte, um allen Querschüssen aus dem 
Wege zu gehen, seine häufigen Zusammentref-
fen mit Abetz in Paris höchst persönlich ge-
handhabt und die Mehrzahl der Minister nur 
in dem ihm geeignet erscheinenden Umfange 
in Kenntnis gehalten. Die Folge waren wach-
sendes Mißtrauen bei diesen und schließlich 
eine regelrechte Verschwörung mehrerer Mini-
ster mit dem Ziel der Beseitigung Lavals. Es 
gelang, Petain von der Notwendigkeit dieser 
Maßnahme zu überzeugen, und am 13. Dezem-
ber wurde der gerade von der letzten militäri-
schen Besprechung aus Paris zurückgekehrte 
Laval durch eine kurze Erklärung des Mar-
schalls seiner Ämter enthoben und gleichzeitig 
auf seinen Besitz Chateidon unweit Vichy 
unter eine Art Hausarrest gesetzt. Zum neuen 
Außenminister ernannte Petain den früheren 
Deputierten der Rechten und Ministerpräsi-
denten Flandin. In dem richtigen Gefühl, daß 
dieser We
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chsel entscheidend auf das deutsch-
französische Verhältnis einwirken würde, rich-
tete Petain noch am 13. Dezember ein persön-
liches Schreiben an Hitler, in dem er für die 
Beseitigung Lavals ausschließlich persönliche 
und innenpolitische Gründe geltend machte 
und ausdrücklich versicherte, daß sich dadurch 
an der in Montoire eingeleiteten Zusammen-
arbeit nichts ändern solle ).

Die Nachricht über den Coup in Vichy schlug 
im Führerhauptquartier wie eine Bombe ein. 
Hitler empfand die Ausschaltung des Mannes, 
auf den er für die Gestaltung des deutsch-
französischen Verhältnisses gesetzt hatte, als 
beleidigenden Angriff auf sein Prestige. Ver-
stärkt wurde diese Wirkung dadurch, daß der 
Streich von Vichy von Hitler gewissermaßen 
als Antwort auf eine Geste empfunden wurde, 
mit der er selbst soeben der Großherzigkeit 
des Siegers gegenüber dem geschlagenen 
Frankreich symbolhaft hatte Ausdruck geben 
wollen. Am 11. Dezember hatte er der franzö-
sischen Regierung mitteilen lassen, daß am 
15. Dezember, dem Jahrestag der Heimkehr 
der Gebeine Napoleons I. nach Paris, der 
Sarg mit der Asche des Kaisersohnes, des 
Herzogs von Reichstadt, aus Wien überführt 
und in Paris dem französischen Volke zur Auf-

14) Weisung Nr. 19 für Unternehmen Attila vom 
10. Dezember 1940. in: Akten zur Deutschen Aus-
wärtigen Politik, Serie D, Band XI/2, Dokument 
Nr. 488 (S. 697 ff.).

15) Brief Petains vom 13. Dezember 1940 an Hitler, 
in: Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik, Serie 
D, Band XI/2, Dokument Nr. 510 (S. 722 f.).



Stellung im Invalidendom übergeben werden 
sollte. Abetz hatte den alten Marschall etwas 
formlos und kurzfristig eingeladen, an dieser 
Zeremonie teilzunehmen, worauf dieser abge-
lehnt und den Admiral Darlan mit seiner Ver-
tretung beauftragt hatte. Die als eindrucks-
volle Schaustellung eines neuen Geistes in 
den deutsch-französischen Beziehungen ge-
dachte Feier büßte unter dem Eindruck der Er-
eignisse in Vichy ihre Wirkung ein und fand 
auch in der französischen Öffentlichkeit nur 
ein sehr begrenztes Echo.

Hitler glaubte jedenfalls, alle seine inneren 
Vorbehalte gegenüber Frankreich in erschrek-
kendem Umfange bestätigt zu sehen. Ribben-
trop und diesmal auch Abetz, der sich persön-
lich brüskiert fühlte, bestärkten ihn in seiner 
zorn
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igen Reaktion. Zunächst wurde beschleu-
nigte Bereitschaft für die Durchführung des 
Unternehmens „Attila" befohlen. Dann wurde 
am . Dezember der enttäuschte Abetz nach 
Vichy entsandt, um Petain klarzumachen, was 
er angerichtet hatte, und ihm die Forderungen 
Hitlers zur Bereinigung des Zwischenfalls zu 
übermitteln. Diese Forderungen griffen tief 
in die innerstaatliche Souveränität der Vichy-
Regierung ein. Sie akzeptierten zwar Flandin 
auf dem Posten des Außenministers, verlang-
ten aber die volle Rehabilitierung Lavals und 
seine Wiederaufnahme als Innenminister in 
die Regierung. Um Lavals Einfluß weiterhin 
sicherzustellen, sollte ein „Direktorium" zur 
Leitung der französischen Politik unter Petain 
gebildet werden, dem Laval, Flandin, Huntziger 
und Darlan anzugehören hatten. Ferner wur-
de die Neubesetzung einiger anderer Mini-
sterposten gefordert.

Abetz traf am 16. Dezember unter dem Geleit 
bewaffneter Panzerspähwagen in Vichy ein 
und unterbreitete dem Marschall am folgenden 
Tage die deutschen Forderungen. In der lan-
gen und peinlichen Auseinandersetzung hat 
Petain es verstanden, Abetz zu beruhigen, 
ohne dem deutschen Druck in wesentlichen 
Punkten nachzugeben. Die Rückberufung La-
vals und die Umbesetzung von Ministerposten 
machte er vom Ausgang eingeleiteter Unter-
suchungen abhängig, die Bildung des Direkto-
riums versprach er in Erwägung zu ziehen. 
Nur in zwei Punkten hatte Abetz einen sofor-
tigen Erfolg: Zum Generalbevollmächtigten der 
französischen Regierung in Paris wurde der 
eng mit Laval verbundene Botschafter de Bri-
non ernannt, Laval selbst aber, der auf freien 
Fuß gesetzt wurde, durfte Abetz mit nach Paris 
nehmen. Die Abfahrt des gestürzten stellver-
tretenden Regierungschefs aus Vichy im Wa-

gen des deutschen Botschafters war kaum ge-
eignet, sein Prestige in den Augen seiner 
Landsleute zu erhöhen.

Petain versuchte in den folgenden Tagen 
mehrfach, zuletzt durch Darlan, den Hitler am 
25. Dezember in Ferriere-sur-Epte nordwest-
lich Paris empfing, seinen unveränderten Wil-
len zur Zusammenarbeit zu bekräftigen, in der 
Frage der Rückberufung Lavals gab er aber 
nicht nach. Hitler fertigte Darlan höchst un-
gnädig ab und beharrte in seiner abweisenden 
Haltung. Er glaubte nicht an die innenpoliti-
schen Gründe der Kaltstellung Lavals, sondern 
sah dahinter das Wirken Weygands und des 
diesen lenkenden Englands. Dies traf zur da-
maligen Zeit nicht zu, in der Weygand nach 
Übernahme des Oberbefehls in Französisch-
Afrika seine Aufgabe darin erblickte, die 
Autorität der Vichy-Regierung im französi-
schen Kolonialreich gegen alle äußeren Ein-
flüsse, mochten sie von den Achsenmächten 
oder von der Seite Englands und de Gaulles 
ausgehen, aufrechtzuerhalten. Nur dadurch, 
daß er Französisch-Afrika fürs erste aus un-
mittelbaren Konflikten heraushielt, glaubte er 
es dereinst zur Keimzelle der französischen 
Wiedererhebung, wie er sie erhoffte, machen 
zu können.

Richtig war aber an der Auffassung Hitlers, 
daß die Auseinandersetzungen in Vichy kei-
neswegs nur die mißliebige Person Lavals be-
trafen, sondern sehr tief von Meinungsver-
schiedenheiten über die grundsätzliche Rich-
tung der französischen Politik beeinflußt wa-
ren. Die Fäden nach England wurden nicht, 
wie man deutscherseits glaubte, von Wey-
gand, sondern von gewissen Persönlichkeiten 
der Regierung in Vichy mit Wissen und Teil-
nahme Petains gesponnen, dessen politischer 
Konzeption des vorsichtigen Steuerns zwischen 
den kriegführenden Parteien dies durchaus 
entsprach. So hatte im Oktober 1940, fast ge-
nau zur Stunde von Montoire, der französische 
Professor Rougier mehr oder minder im Auf-
trage Petains mit der englischen Regierung in 
London über die Sanierung des französisch-
englischen Verhältnisses, insbesondere über 
die Milderung der Blockade und einen Verzicht 
Englands auf weitere Aktionen gegen das 
französische Kolonialreich, verhandelt16). 
Einige Wochen später, in den ersten Dezem-
bertagen, wurden ähnliche Besprechungen im 
Auftrage der englischen Regierung durch den 

16) Hierzu: Louis A. Rougier, Mission secrete ä 
Londres, Montreal 1943, Neuauflage Paris 1948.



kanadischen Geschäftsträger in Vichy geführt. 
In beiden Fällen kam es sogar zur Formulie-
rung gewisser Vereinbarungen, deren end-
gültige Anerkennung durch die britische Re-
gierung allerdings umstritten geblieben ist. 
Auf jeden Fall zeigen diese Vorgänge, wie 
innerhalb der Regierung von Vichy verschie-
dene politische Tendenzen nebeneinander her-
liefen, wobei die rechte Hand oft nicht wußte, 
was die linke tat.

So war es wohl nicht ganz unbegründet, daß 
das ohnehin nicht große Vertrauen Hitlers in 
die Aussichten einer neuen Frankreichpolitik 
durch den Sturz Lavals tief erschüttert wurde 
und blieb. Zwar wurde eine Verschärfung der 
Lage bis zur Besetzung von Südfrankreich und 
damit zur Außerkraftsetzung des Waffenstill-
standes vermieden, die militärischen Verhand-

lungen über die geplanten Operationen in 
Afrika schliefen aber ein. Bei den politischen 
Verhandlungen war das nicht einmal nötig, 
da sie noch gar nicht begonnen hatten. Das 
deutsch-französische Verhältnis gründete sich 
in den folgenden Monaten auf die Klauseln 
des Waffenstillstandsvertrages, wobei man 
deutscherseits nur bemüht war, das Interesse 
der französischen Regierung an der Behaup-
tung des Kolonialreiches wachzuhalten, die 
dafür zu bewilligenden Machtmittel aber mög-
lichst zu beschränken. Unmittelbare Nachteile 
ergaben sich aus dieser Zurückhaltung fürs 
erste nicht, da die Engländer und de Gaulle zu 
Beginn des Jahres 1941 keine neuen Zugriffe 
auf den Vichy-treuen Kolonialbesitz versuch-
ten. Erst die Ereignisse im Nahen Osten soll-
ten im Frühjahr 1941 die deutsch-französischen 
Beziehungen wieder in Bewegung bringen.

II. Darlan als Verhandlungspartner

1. Auftakt der Regierung Darlan

Die nach dem Sturz Lavals am 13. Dezember 
1940 gebildete französische Regierung, in der 
Flandin als Außenminister eine unabhängige 
und abwartende Außenpolitik durchzusetzen 
sich bemühte, trug von Anfang an den Charak-
ter eines Provisoriums. Von deutscher Seite 
entfaltete der Botschafter Abetz seine ganze 
Betriebsamkeit, um Laval trotz der Ablehnung 
Petains wieder in die Regierung zurückzufüh-
ren. Aber auch in der eigenen Regierung fand 
Flandin keine Resonanz. Die seit dem 13. De-
zember 1940 bestehende Spannung in den Be-
ziehungen zur deutschen Regierung, die sich 
durch mancherlei Verhärtungen der Besat-
zungspolitik unangenehm fühlbar machte, be-
stärkte Darlan und eine Anzahl anderer Mi-
nister in der Überzeugung, daß der in Mon-
toire eingeschlagene Weg der Collaboration 
weitergegangen werden müsse, wenn Frank-
reich nicht alle Chancen verlieren wollte, bei 
dem noch für wahrscheinlich gehaltenen Sieg 
Deutschlands einigermaßen glimpflich davon-
zukommen.

Da: Tauziehen zwischen Abetz und Vichy 
um die Neubildung der französischen Re-
gierung nahm Anfang Februar 1941 einen 
überraschenden Ausgang, der Petain der un-
erwünschten Notwendigkeit, Laval zurückzu-
rufen, enthob. Hitler, der den Geschmack an

Februar 1941 bis April 1942

der Zusammenarbeit mit Frankreich verloren 
hatte, ließ Abetz anweisen, nicht weiter auf 
der Rückkehr Lavals zu bestehen, demgegen-
über die deutsche Politik gewisse Bindungen 
eingegangen war, aus denen Hitler sie jetzt 
wieder zu lösen wünscht 17e ).  Dieses plötz-
liche deutsche Desinteressement rettete aller-
dings Flandin nicht. Am 9. Februar 1941 trat 
er zurück, und Darlan, der bisher schon der 
führende Kopf in Vichy gewesen war, bildete 
die neue Regierung, an deren Spitze er als 
stellvertretender Regierungschef unter Petain 
und als dessen designierter Nachfolger trat. 
Die markantesten Persönlichkeiten im neuen 
Kabinett waren neben Darlan der Kriegsmini-
ster Huntziger und der Wirtschafts- und Fi-
nanzminister Bouthillier, die beide die Über-
zeugung Darlans teilten, daß das Verhältnis 
zu Deutschland aus dem unerfreulichen Zu-
stand der Erstarrung wieder gelöst werden 
müsse. Das Außen- und das Innenministerium 
nahm Darlan in eigene Hand. 

17) Wortlaut der Weisung Ribbentrops an Abetz 
vom 5. Februar 1941 in: Petain et les Allemands, 
Memorandum d’Abetz sur les rapports franco-
allemands, Paris 1948, S. 79 (französische Über-
setzung).



Darlan zögerte nicht mit dem Versuch, seine 
politische Konzeption in die Tat umzusetzen. 
Er bemühte sich in den Monaten Februar, 
März und April 1941 mehrfach, mit Abetz und 
über diesen mit der Reichsregierung ins Ge-
spräch zu kommen, und suchte den guten Wil-
len Frankreichs zur Collaboration durch be-
tontes Entgegenkommen in den laufenden Ver-
handlungen über die Durchführung des Waf-
fenstillstandes unter Beweis zu stellen. Im 
Rahmen dieser Zugeständnisse, die sich im 
wesentlichen auf Übernahme deutscher Rü-
stungsaufträge durch die französische Indu-
strie erstreckten, erklärte er sich auch trotz der 
hartnäckigen Gegenwehr Weygands damit ein-
verstanden, daß die Waffenstillstandskontrolle 
in Französisch-Marokko aus italienischen in 
deutsche Hände überging. Mit dieser Forde-
rung hatte das Oberkommando der Wehr-
macht sich einen eigenen Einblick in die Ver-
hältnisse Französisch-Afrikas sichern wollen, 
nachdem offenbar geworden war, daß die ita-
lienischen Kontrollorgane sich gegen die von 
Weygand geleitete passive Resistenz der Fran-
zosen nur ungenügend durchzusetzen in der 
Lage waren. Den Höhepunkt erreichte das 
französische Bemühen, den symbolischen Akt 
von Montoire zur Realität werden zu lassen, 
schließlich in einem Memorandum, das eine 
Gruppe junger, nach Aktivität drängender Ka-

binettsmitglieder, darunter Pucheu, Barnaud, 
Benoist-Mechin und Marion, mit Zustimmung 
Darlans am 4. April Abetz überreichen ließ. 
Das Schriftstück enthielt einen detaillierten 
Plan für die Eingliederung Frankreichs in das 
nach den Plänen Hitlers neuzuordnende 
Europa, bot die Mitwirkung Frankreichs hier-
für an und 
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warb um das Vertrauen des „Füh-

rers" für diesen Beitrag ).

Die deutsche Reaktion auf alle diese französi-
schen Annäherungsversuche war kühl und ab-
weisend. Die für die deutsche Kriegführung 
nutzbar zu machenden Zugeständnisse wurden 
angenommen, ohne daß man zu nennenswer-
ten Gegengaben aus dem Katalog der fran-
zösischen Wünsche auf Verstärkung der Streit-
kräfte oder Milderung der Besatzungspolitik 
bereit gewesen wäre. „Der Waffenstillstands-
vertrag und die strenge Kontrolle seiner 
Durchführung bleibt die alleinige Grundlage 
unserer Beziehungen zu Frankreich" — so 
ließ Hitler die deutschen Organe, die mit fran-
zösischen Stellen zu verhandeln hatten, an-
weisen19 ). Auch das Memorandum vom 
4. April 1941 fand kein Echo. Hitler würdigte 
es nicht einmal einer Antwort. Es bedurfte 
der Einwirkung äußerer Ereignisse, um das 
deutsch-französische Gespräch wieder in Gang 
zu bringen.

18) Wortlaut des Memorandums vom 4. April 1941 
in: Petain et les Allemands, Memorandum d'Abetz, 
S. 79 ff.

19) Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehr-
macht (Wehrmachtführungsstab), Band I, Eintra-
gung vom 8. Februar 1941.

2. Die Nahostepisode und die Pariser Protokolle — 
der zweite Versuch einer Collaboration

Ende April 1941 brach im Irak ein Aufstand 
gegen die unter englischem Einfluß stehende 
Regierung des Landes aus, der in der Folge zu 
Kampfhandlungen gegen die englischen Be-
satzungstruppen führte. Deutscherseits hatte 
eine gewisse Fühlungnahme mit den iraki-
schen Nationalisten, die die Träger des Auf-
standes waren, bestanden, ohne daß man dabei 
bereits in konkrete Erwägungen über die deut-
schen Möglichkeiten für eine Unterstützung 
des Aufstandes eingetreten war. Als in den 
ersten Maitagen Hilferufe aus dem Irak er-
tönten, mußte improvisiert werden. Mit Rück-
sicht auf die Neutralität der Türkei kam nur 
der Luftweg für die Zuführung von Kriegs-
gerät nach Bagdad in Frage. Um die geringe 
Leistungsfähigkeit des Lufttransportes und die 
technischen Schwierigkeiten der großen Ent-
fernung auszugleichen, bot sich die Ausnut-
zung der dem Irak vorgelagerten französi-

schen Mandatsgebiete von Syrien und Libanon 
an, in denen die Italiener bisher eine sehr 
lockere Waffenstillstandskontrolle ausgeübt 
hatten. Jetzt war Hitler bereit, mit Vichy zu 
verhandeln.

Am 6. Mai trafen sich General Vogl, seit Fe-
bruar 1941 Vorsitzender der Deutschen Waf-
fenstillstandskommission, und Darlan in Paris. 
Vogl trug die deutschen Wünsche vor, und 
Darlan sah die erwünschte Stunde gekommen, 
Frankreich wieder in das politische Spiel ein-18



zuschalten, so daß man sich schnell einig 
wurde: Die französische Regierung stellte nicht 
nur einen syrischen Flugplatz zur Zwischen-
landung für die nach Bagdad fliegenden deut-
schen Flugzeuge zur Verfügung, sondern er-
klärte sich auch bereit, aus den auf Grund der 
Waffenstillstandsverträge in Syrien „stockier-
ten“ Beständen Waffen und Munition an die 
irakischen Aufständischen zu liefern. Auf deut-
scher Seite war man jetzt auch zu einigen 
Zugeständnissen bereit, unter denen eine ge-
wisse Lockerung des Verkehrs über die De-
markationslinie, die Senkung der Besatzungs-
kosten von 20 auf 15 Millionen Reichsmark je 
Tag und die Zusage der Entlassung der Kriegs-
gefangenen, die bereits am Ersten Weltkrieg 
teilgenommen hatten — mit Ausnahme der 
Offiziere —, auf die Franzosen besonderen 
Eindruck machten.
Tatsächlich schien die Politik der Collabora-
tion zu neuem Leben erwacht. Am 11. und 
12. Mai empfing Hitler auf dem Berghof Dar-
lan zu persönlicher Aussprache. Hitlers kon-
ziliante Form von Montoire war dabei aller-
dings einer kühlen und überlegenen Sieger-
haltung gewichen. Er setzte Darlan auseinan-
der, daß von den drei möglichen Wegen, die 
Vichy gehen könne, mit England, zwischen 
den Parteien oder mit Deutschland, allein der 
letztere Weg Frankreich vor der endgültigen 
Vernichtung schützen werde. Einem feindli-
chen Frankreich drohte er mit territorialer 
Zerstückelung, einem Frankreich, das Deutsch-
land zu helfen bereit sei, stellte er dagegen 
einen glimpflichen Frieden in Aussicht. Von 
der Möglichkeit eines echten Bündnisses war 
allerdings nicht mehr die Rede. Das deutsch-
französische Verhältnis sollte nach Hitler auf 
ein kühles Geschäft auf gebaut werden: für 
wertvolle französische Zugeständnisse sei er 
von Fall zu Fall zu entsprechenden deutschen 
Gegengaben bereit. Das Prinzip „do ut des" 
sollte diesem Handel zugrunde liegen. Darlan 
war nichtsdestoweniger von der gebotenen 
Aussicht befriedigt. Es mag sein, daß ihm das 
von Hitler angebotene Verfahren sogar einen 
gewissen taktischen Spielraum zu verheißen 
schien. Jedenfalls bekannte er sich nach Rück-
kehr nach Vichy gegenüber seinem Kabinett 
eindeutig zu der neuen Form der Collabora-
tion und zeigte sich bereit, alsbald über ihre 
praktische Durchführung mit dem Beauftragten 
des deutschen Oberkommandos der Wehr-
macht, General Warlimont, zu verhandeln.

Diese Besprechungen fanden vom 21. bis 
28. Mai in der deutschen Botschaft in Paris 
statt und führten zu einer dreiteiligen Ver-
einbarung, die in der Folge als „Pariser Proto-

kolle" bezeichnet wurde. Der erste Abschnitt 
legte lediglich die Maßnahmen zur Unterstüt-
zung des Aufstandes im Irak, die seit dem 
6. Mai bereits praktisch im Gange waren 
nochmals schriftlich fest, im zweiten und drit-
ten Teil erklärte sich die französische Regie-
rung aber zu neuer und wirkungsvoller Unter-
stützung der deutschen Kriegführung in Afrika 
bereit. Sie sagte im zweiten Teil zu, den 
Nachschub für das deutsche Afrika-Korps in 
Libyen auf französischen Schiffen von Toulon 
nach Biserta und von dort auf dem Landwege 
durch Tunesien nach Tripolitanien zu ermög-
lichen, und versprach im dritten Teil schließ-
lich, den westafrikanischen Hafen Dakar als 
Versorgungsstützpunkt für deutsche Untersee-
boote und Handelsschiffe, später auch für 
Überwasserstreitkräfte und Flugzeuge zur 
Verfügung zu stellen. An beiden Maßnahmen 
war die deutsche Kriegführung auf das leb-
hafteste interessiert, nachdem es einerseits der 
italienischen Flotte und der Luftwaffe der 
Achsenmächte nicht gelungen war, den See-
transport von Süditalien nach Tripolis in aus-
reichendem Umfange zu sichern, und anderer-
seits die Kampflage im Mittelmeer die Eng-
länder veranlaßt hatte, ihre für den Nahen 
Osten bestimmten Transporte zunehmend über 
den Südatlantik und dann entweder auf einer 
Flugpiste quer durch Zentralafrika oder zur 
See um das Kap der Guten Hoffnung herum zu 
leiten. Den französischen Zusagen waren in 
den drei Teilen des Protokolls jeweils gewisse 
deutsche Zugeständnisse für Verstärkung der 
französischen Streitkräfte im afrikanischen 
Kolonialreich gegenübergestellt, wobei auch 
der Plan von Ende 1940, die Souveränität 
Vichys in dem abgefallenen Äquatorial-Afrika 
wiederherzustellen, Berücksichtigung fand.
Bei diesen Verhandlungen war sich Darlan 
durchaus klar darüber, daß die geplante Unter-
stützung der deutschen Kriegführung, so sorg-
fältig sie auch getarnt werden sollte, Frank-
reich über kurz oder lang in einen bewaffne-
ten Konflikt mit England führen mußte. Die 
deutscherseits bewilligte Verstärkung der 
französischen Verteidigungsmittel schien ihm 
keine ausreichende Sicherung gegen eine sol-
che Entwicklung zu bieten; diese warf viel-
mehr grundsätzliche Fragen auf, die ihm eine 
Klarstellung des deutsch-französischen Ver-
hältnisses auch auf politischem Gebiet zu er-
fordern schienen. Er unterzeichnete daher die 
militärischen Vereinbarungen erst, nachdem 
sich Botschafter Abetz bereit gefunden hatte, 
ihnen ein politisches Zusatzprotokoll anzu-
hängen, nach dem die militärischen Maß-
nahmen in West- und Äquatorial-Afrika erst 



eingeleitet werden sollten, wenn die Reichs-
regierung die französische Regierung durch 
geeignete po

20

litische und wirtschaftliche Zuge-
ständnisse in die Lage versetzt haben würde, 
einen möglichen bewaffneten Konflikt mit 
England vor der öffentlichen Meinung ihres 
Landes zu rechtfertigen ).
Trotz dieser Sicherung fand Darlan bei seiner 
Rückkehr nach Vichy nicht die ungeteilte Zu-
stimmung Petains und der Minister zu dem 
Verhandlungsergebnis von Paris. Die Opposi-
tion verschärfte sich, als am 2. Juni der von 
Petain herbeigerufene Weygand in Vichy er-
schien und die Durchführung der Abmachun-
gen über den Nachschub durch Tunesien und 
die Einrichtung eines deutschen Stützpunktes 
in Dakar rundweg verweigerte, solange er die 
Verantwortung für die Sicherheit Französisch-
Afrikas trage. Darlan begann zu schwanken 
und verfiel schließlich auf den Ausweg, das 
erwähnte politische Zusatzprotokoll zunächst 
einmal zum Kampf um Zeitgewinn gegenüber 
der deutschen Regierung auszunutzen. Am 
7. Juni ließ er dem Botschafter Abetz eine 
Note übergeben, in der ein Katalog politischer 
Forderungen angemeldet wurde, die praktisch 
bereits die Vorwegnahme des künftigen Frie-
densvertrages bedeuteten. Weygand war be-
ruhigt nach Afrika zurückgekehrt; er und seine 
Gesinnungsfreunde in Vichy waren überzeugt, 
daß das Todesurteil über die Pariser Proto-
kolle gesprochen sei, da sie mit Recht die 
französischen Forderungen als indiskutabel für 
die deutsche Regierung ansahen.
Die Collaborations-Politik Darlans hatte da-
mit in ihren ersten Anfängen jeden Schwung 
verloren, ohne daß das auf deutscher Seite zu-
nächst voll erkannt wurde. Der Gang der 
Ereignisse in Syrien trug nicht dazu bei, sie zu 
beleben. Die über Syrien gewährte Unterstüt-
zung hatte den baldigen Zusammenbruch des 
Aufstandes im Irak nicht verhindern können. 
Die Engländer aber, denen die französische 
Hilfeleistung selbstverständlich nicht verbor-
gen geblieben war, schritten nun zum will-
kommenen Strafgericht am syrischen Man-
datsgebiet; am 8. Juni überschritten britische 
Truppen, unterstützt durch freifranzösische 
Verbände, von Palästina aus die syrische 
Grenze. Die Vichy-Regierung entschloß sich, 
teils aus Gründen ihres Prestiges, teils unter

20) Die am 27. und 28. Mai 1941 unterzeichneten so-
genannten „Pariser Protokolle" einschließlich des 
Zusatzprotokolls sind in englischer Übersetzung ab-
gedruckt in: Documents on German Foreign Policy, 
Series D, Vol. XII, Dokument Nr. 559 (S. 892 ff.). 

dem Druck der Waffenstillstandsbedingungen, 
zum bewaffneten Widerstand, den ihre 
schlecht ausgerüsteten Levantetruppen unter 
Führung des Generals Dentz gehorsam, aber 
ohne starke innere Überzeugung aufnahmen 
und durchführten.
Die folgenden Wochen brachten gemeinsame 
deutsch-französische Bemühungen, die Wider-
standskraft in Syrien zu erhöhen. Französische 
Verstärkungen wurden teils auf dem Luft-
wege über das deutschbesetzte Griechenland, 
teils zu Lande mit der Bahn bis Saloniki und 
von dort auf französischen Kriegsschiffen nach 
Syrien in Marsch gesetzt. Zeitweise dachte 
Darlan daran, das Gros der französischen 
Flotte aus Toulon demonstrativ ins östliche 
Mittelmeer zu entsenden. Pläne zum unmittel-
baren Einsatz deutscher Fliegerverbände in 
Syrien scheiterten an der Zurückhaltung Vi-
chys, wo man sich nicht durch offenes Zusam-
mengehen mit Deutschland auf einen Weg, der 
keine Umkehr zuließ, drängen lassen wollte. 
So blieb es schließlich überall bei halben 
Maßnahmen. Das Schicksal des französischen 
Mandatsgebietes war mit solchen Mitteln nicht 
zu retten. Am 14. Juli mußte General Dentz, 
innerlich aufatmend, einen einigermaßen 
ehrenhaften Waffenstillstand schließen. Syrien 
und der Libanon gingen in die Hände der 
Engländer und freien Franzosen über, wäh-
rend den Vichy-Truppen nach Abgabe aller 
schweren Waffen freier Abzug auf dem See-
wege nach Frankreich gewährt wurde.
Während dieses Drama abrollte, hatte sich das 
deutsche Oberkommando bemüht, durch in 
Paris geführte technische Verhandlungen die 
Durchführung des zweiten Teils der Pariser 
Protokolle, den Nachschub über Tunesien, in 
Gang zu bringen. Auf dem Papier kam es 
dabei zu gewissen Vereinbarungen, die prak-
tische Ausführung stieß aber erneut auf den 
bekannten französischen Vorbehalt: ohne Klä-
rung der politischen Grundlage sei die Vichy-
Regierung — jetzt besonders im Angesicht der 
Katastrophe in Syrien — nicht in der Lage, 
neue unabsehbare Risiken einzugehen. Diesen 
Standpunkt bekräftigte Darlan schließlich am 
14. Juli durch Übergabe einer neuen Note, 
in der er über die Einzelforderungen vom 
6. Juni hinausging und offen den Wunsch 
aussprach, das Waffenstillstandsstatut so bald 
wie möglich durch Präliminarfriedensverträge 
mit Deutschland und Italien zu ersetzen21 ).

21) Text der Note und Stellungnahme Ribbentrops 
in englischer Übersetzung in: Documents on Ger-
man Foreign Policy, Series D, Vol. XIII, Dokument 
Nr. 113 (S. 142 ff.).



Die völlig neue Wendung, die der Krieg im 
großen durch den deutschen Angriff auf die 
Sowjetunion am 22.  Juni 1941 genommen 
hatte, wirkte sich auf die Haltung der fran-
zösischen und der deutschen Regierung ver-
schieden aus. Während Darlan wohl aus der 
Bindung der deutschen Kräfte im Osten das 
Recht herleiten zu können glaubte, den Preis 
für die französische Mitarbeit zu steigern, sah 
Hitler die Dinge völlig entgegengesetzt. Er 
zweifelte damals nicht an einem ebenso schnel-
len Sieg in Rußland wie er es bisher in allen 
Feldzügen gewohnt gewesen war. Nach der 
Zerschlagung der Sowjetunion aber würde es 
auch keine Rettung für England mehr geben. 
Wozu sollte er sich also noch in Unkosten 

gegenüber Frankreich stürzen, anstatt diesen 
in seinen Augen doch unverbesserlichen Nach-
barn mit aller Härte die Zeche des Krieges 
zahlen zu lassen?
Den Wünschen Darlans setzte Hitler daher 
unverhohlene Ablehnung entgegen; er brauchte 
Frankreich nicht mehr. Abetz mußte Darlan 
eine ausweichende Antwort geben. Alle ande-
ren mit Frankreich verhandelnden Stellen er-
hielten die Weisung, kalte Zurückhaltung zu 
zeigen und sich erneut auf die strikte Durch-
führung der Waffenstillstandsbedingungen zu-
rückzuziehen* ). Die Regierung von Vichy 
stand erneut, ähnlich der Lage nach dem 
Sturz Lavals, dem unversöhnlichen Sieger 
gegenüber.

22) Robert Aron, Histoire de Vichy, S. 407 ff.
23) Weisung Ribbentrops vom 23. Juli 1941 an
Abetz, in: Petain et les Allemands, Memorandum 
d'Abetz, S. 110 f. (französische Übersetzung).

3. Deutsch-französische Spannung —zweites Halbjahr 1941

Wenn auch die Erkaltung der Beziehungen 
zu Deutschland von den entschiedenen Geg-
nern der Zusammenarbeit, an ihrer Spitze 
Weygand, lebhaft begrüßt wurde, so fühlte 
sich Darlan in dieser Lage keineswegs wohl. 
Zunächst führte die bestehende Spannung 
zwangsläufig zu einer Verhärtung der Besat-
zungspolitik mit überaus lästigen Folgen für 
das innere Leben und die Wirtschaft Frank-
reichs. Abgesehen von diesen augenblicklichen 
Schwierigkeiten war Darlan sich aber keines-
wegs sicher, ob nicht doch ein schneller deut-
scher Sieg im Osten in Aussicht und damit vor 
Frankreich die Notwendigkeit stände, seine 
Politik aus dem Schwanken heraus in eine 
klare Richtung zu lenken.
Die Rückwirkungen des deutschen Vorgehens 
gegen die Sowjetunion auf das deutsch-franzö-
sische Verhältnis waren daher widerspruchs-
voll. An sich hatten die konservativen Kreise 
um Petain und die Initiatoren der sogenann-
ten „nationalen Revolution" durchaus Ver-
ständnis für die ideologische Note des „Kreuz-
zugs gegen den Bolschewismus". Die französi-
sche Regierung zögerte daher nicht, die diplo-
matischen Beziehungen zur Sowjetunion abzu-
brechen und der innerfranzösischen Propaganda 
gegen den Kommunismus freie Bahn zu ge-
ben. Diese Atmosphäre brachte auch der „na-
tionalen Revolution" auf dem Gebiete der 
Innenpolitik einen neuen Aufschwung. Am 
12. August 1941 kündigte Petain in einer feier-
lichen Proklamation eine Reihe von politischen 

Reformen an, die eindeutig auf die weitere 
Festigung einer streng autoritären Regierungs-
form abzielten23 ). Das Urteil des amerikani-
schen Botschafters Leahy, der diese Verlaut-
barung eine „Totenamt für die Dritte Repu-
blik" nannte, war auch dadurch gerechtfertigt, 
daß Petain gleichzeitig einen rein politischen 
Gerichtshof zur Aburteilung der Persönlich-
keiten, denen er die Schuld an der Niederlage 
von 1940 beimaß, einsetzte. Am 15. Oktober 
1941 verfügte er auf Vorschlag dieses Gre-
miums die strafweise Internierung der ehe-
maligen Minister Daladier, Reynaud, Mandel, 
Leon Blum, des Generals Gamelin und einiger 
anderer Politiker. Ein bereits im Herbst 1940 
vor dem Staatsgerichtshof in Riom eingelei-
tetes Verfahren gegen dieselben Persönlich-
keiten nahm dessenungeachtet seinen Fort-
gang — eine rechtlich höchst unklare und an-
fechtbare Manipulation.

Abetz und seine französischen Freunde — an 
deren Spitze Jacques Doriot und Marcel Deat 
— unternahmen nach dem Beginn des Krieges 
gegen die Sowjetunion den Versuch, die ak-
tive Beteiligung eines französischen Kontin-
gents an diesem „europäischen Kreuzzug" zu 
erreichen. Das Ergebnis war allerdings über-
aus mager; nicht zuletzt infolge der Weige-



rung Hitlers, Frankreich irgendeine Möglich-
keit militärischer Rehabilitierung zu geben, 
blieb es bei der Aufstellung der halb privaten 
Legion des volontaires franais contre le 

bolchevisme" in Stärke eines Infanterie-Regi-
ments. Letzten Endes war die Regierung in 
Vichy wohl gar nicht unglücklich darüber, daß 
ihr die Übernahme der offiziellen Verantwor-
tung in dieser Angelegenheit erspart blieb.
Höchst unangenehme Weiterungen für das 
deutsch-französische Verhältnis ergaben sich 
aber daraus, daß die französische kommunisti-
sche Partei nach dem deutschen Angriff auf die 
Sowjetunion aus ihrer bisherigen Zurückhal-
tung gegenüber der Besatzungsmacht heraus-
trat und zum illegalen Kampf gegen diese 
überging. Die bisher allein von nationalisti-
schen Kreisen getragene und ernstlich kaum 
fühlbare Resistance erhielt dadurch einen 
merklichen Aufschwung, der sich durch eine 
Folge von Attentaten gegen deutsche Wehr-
machtangehörige und von Sabotageakten ge-
gen Verkehrseinrichtungen ankündigte. Die 
deutschen Besatzungsbehörden reagierten auf 
persönlichen Befehl Hitlers auf die Provoka-
tion in einer Weise, wie es sich die Gegner 
Deutschlands nicht besser wünschen konnten: 
Auf jedes Attentat folgte die Erschießung 
einer größeren Anzahl von „Geiseln", in der 
Mehrzahl von seit längerer Zeit in Haft be-
findlichen französischen Kommunisten, die un-
mittelbar nichts mit den Attentaten zu tun 
gehabt hatten. Die französische Regierung 
protestierte wiederholt. Petain dachte im Okto-
ber 1941 sogar daran, sich selbst als Geisel an-
zubieten, um den Erschießungen ein Ende zu 
setzen24 ). Hitler ließ sich aber hierdurch eben-
sowenig beeinflussen wie durch die Vorstel-
lungen des Militärbefehlshabers General Otto 
v. Stülpnagel und des Botschafters Abetz, die 
in überzeugender Weise darlegten, daß dieses 
völkerrechtswidrige Vergeltungsverfahren nur 
das Verhältnis zwischen Besatzungstruppen 
und französischem Volk vergiften müsse und 
damit den Zielen der Feinde Deutschlands in 
die Hand arbeite. Aber Vernunftgründe ver-
fingen ebensowenig wie sittliche oder recht-
liche Bedenken gegenüber dem Prinzip unein-
geschränkter Machtpolitik.

24) Robert Aron, Histoire de Vichy, S. 458 f.

Trotz oder vielleicht gerade wegen dieser 
Schwierigkeiten, die das deutsch-französische 
Verhältnis belasteten, gab aber Darlan seine 
Versuche, einen neuen Modus vivendi herzu-
stellen, nicht auf. Wenn er auch im Grund-

sätzlichen an dem Standpunkt festhielt, daß 
die Durchführung der Pariser Protokolle in 
Afrika ohne deutsche politische Vorleistungen 
nicht verantwortet werden könne, so bemühte 
er sich doch, den guten Willen Frankreichs 
durch die Erfüllung einer Anzahl deutscher 
Einzelwünsche darzutun. Diese Zugeständnisse 
bezogen sich im wesentlichen auf französische 
Hilfe bei der immer problematischer werden-
den Versorgung des deutschen Afrika-Korps. 
So überließen die Franzosen durch Verkauf 
aus nordafrikanischen Beständen Geschütze 
und Munition, Kraftfahrzeuge, Lagergerät, 
Lebensmittel und aus Amerika bezogene 
Treibstoffe, die alle über die tunesisch-liby-
sche Grenze den Truppen Rommels zugeführt 
wurden. Das war zwar nicht der großzügige 
Nachschub über Biserta, den sich das Ober-
kommando der Wehrmacht bei den Maiver-
handlungen erhofft hatte, brachte aber immer-
hin eine kleine Entspannung für die kritische 
Versorgungslage in der Cyrenaika.
Es konnte nicht ausbleiben, daß diese Zuge-
ständnisse den Widerstand Weygands gegen 
Darlan wieder auf den Plan riefen. Wo Wey-
gand mit offenem Einspruch nicht durchdrang, 
suchte er die Durchführung der von Vichy be-
fohlenen Maßnahmen durch passive Resistenz 
und Sabotage zu verhindern oder zu verzögern. 
Als Hauptgrund für seine Opposition machte 
er geltend, daß die Versorgung Nordafrikas 
mit Lebensmitteln und lebensnotwendigen 
Gütern durch die USA, die er mit Mühe ausge-
handelt habe, durch eine französische Unter-
stützung der Achsenmächte in Libyen ernstlich 
gefährdet werden müsse — ein Argument, das 
sich nach dem Verlauf der Ereignisse als nicht 
stichhaltig erwies, da die Amerikaner schon 
damals die nordafrikanische Position für die 
künftige Entwicklung des Krieges als viel zu 
wichtig ansahen, als daß sie aus Empfindlich-
keit gegenüber den deutsch-französischen Ge-
schäften freiwillig ihren dortigen Einfluß auf-
gegeben hätten. Die Ereignisse des November 
1942 warfen schon jetzt ihre Schatten vor-
aus.
Schließlich wurde Darlan es müde, seine Poli-
tik ständig durch den ihm lästigen Aufpasser 
aus Algier kontrollieren zu lassen. Wieder-
holte Hinweise von deutscher Seite, daß man 
dort schärfstes Mißtrauen gegen Weygand 
hege und daß dessen Persönlichkeit ein ent-
scheidendes Hindernis für die Besserung der 
deutsch-französichen Beziehungen sei, trugen 
zu dem Entschluß Darlans bei, zum Angriff 
überzugehen. Anfang September forderte er 
erstmalig von Petain die Erweiterung seiner 



Machtbefugnisse durch Übertragung des Ober-
befehls über alle drei Wehrmachtteile und die 
Zusammenfassung der Nachrichtendienste der 
verschiedenen Ressorts und Dienststellen beim 
Amt des stellvertretenden Regierungschefs. 
Das Ziel war deutlich: eine eigene Politik 
Weygands zu verhindern. Diesem gelang es 
zwar zunächst mit Hilfe Petains noch, sich zu 
behaupten. Darlan ließ aber nicht locker und 
gelangte Mitte November 1941 ans Ziel. Den 
äußeren Anlaß für die Entscheidung Petains 
gab eine Aussprache mit Abetz, den er am 
12. November nach der Beisetzung des bei 
einem Fluzeugunglück ums Leben gekomme-
nen Generals Huntziger empfing, und der 
auf seine Beschwerden über die Härte der 
deutschen Besatzungspolitik mit aller Deut-
lichkeit deren Milderung davon abhängig 
machte, daß Weygand verschwände. Die Er-
eignisse in Vichy nahmen dann einen schnel-
len Verlauf. Am 18. November wurde Wey-
gand von seinem Posten abberufen und als 
militärischer Oberbefehlshaber in Afrika durch 
den im Juli 1941 aus deutscher Kriegsgefan-
genschaft entlassenen General Juin ersetzt. 
Die ihm angebotene Verwendung in einer 
politischen Sinekure innerhalb der Regierung 
lehnte Weygand ab; er zog sich auf seinen 
Ruhesitz in der Provence zurück.
Auf deutscher und auf französischer Seite 
knüpfte man an die Entlassung Weygands 
ganz verschiedene Hoffnungen. Dem deutschen 
Oberkommando ging es darum, nunmehr end-
lich den Nachschub durch Tunesien, wie im 
Pariser Protokoll vereinbart, in Gang zu brin-
gen. Die Frage schien um so dringlicher, als 
das deutsche Afrika-Korps sich in Libyen seit 
dem 18. November starkem englischen Druck 
ausgesetzt sah. Der französischen Regierung 
dagegen ging es allein um die Milderung der 
harten deutschen Besatzungspolitik und um 
die Verbesserung der Lebensverhältnisse für 
das französische Volk. An eine ernsthafte mili-
tärische Zusammenarbeit mit Deutschland 
dachte sie dabei längst nicht mehr; die kriti-
sche Verschärfung der Kriegslage für Deutsch-
land in Rußland und Libyen mochte solche 
Pläne damals auch nicht gerade verlockend 
erscheinen lassen. Unter dieser Divergenz der 
Ziele stand denn auch die Begegnung zwi-
schen Göring auf der einen und Petain und 
Darlan auf der anderen Seite am 1. Dezember 
1941 in St. Florentin-en-Bourgogne, zu der 
man sich deutscherseits nunmehr endlich be-
reit gefunden hatte, wobei es bezeichnend war, 

daß sich Ribbentrop in seiner Abneigung ge-
gen jedes politische Gespräch mit den Franzo-
sen völlig aus den Verhandlungen heraushielt. 
Die Aussprache verlief ergebnislos und für 
beide Seiten enttäuschend: Göring war mit 
seinem Drängen auf den Nachschub über Tu-
nesien auf die alten Einwände gestoßen, und 
Petain hatte mit seinen Sorgen kein größeres 
Glück gehabt, Göring nahm ihm ein umfang-
reiches Memorandum über die französischen 
Beschwerden und Wünsche nicht einmal ab.
Trotz dieser Mißerfolge wurden die Verhand-
lungen fortgesetzt. Das Interesse hieran ergab 
sich auf deutscher Seite aus der kritischen Lage 
in Libyen, wo das deutsche Afrika-Korps sich 
seit dem 10. Dezember 1941 in vollem Rück-
zug aus der Cyrenaika nach Westen befand, 
so daß die Notwendigkeit eines Ausweidiens 
aus Libyen über die tunesische Grenze bereits 
ernsthaft erwogen wurde. In diesem Falle 
wäre ein paradoxes völkerrechtliches Problem 
entstanden, indem die Truppen einer Sieger-
macht durch einen Dritten auf das Gebiet des 
geschlagenen Gegners abgedrängt wurden, mit 
dem sie sich im Waffenstillstand befanden und 
dessen militärische Handlungen sie kontrol-
lierten. Als neutrale Macht hätte Frankreich 
in diesem Falle die deutschen Truppen ent-
waffnen und internieren müssen, dem stand 
aber das Waffenstillstandsverhältnis zwischen 
Deutschland und Frankreich eindeutig entge-
gen. Um die durch diese Problematik erwei-
terte Tunis-Frage zu lösen, wurde der General 
Juin als Vertreter der französischen Regierung 
Mitte Dezember nach Berlin eingeladen, wo 
ihm Göring die Frage stellte, ob die französi-
sche Regierung nunmehr bereit sei, den Nach-
schub über Tunesien in getarnter Form zuzu-
gestehen und im Falle eines erzwungenen 
Übertritts Rommels nach Tunesien gemeinsam 
mit den deutschen Kräften das Nachdrängen 
der Engländer zu verhindern. Die Ende Dezem-
ber gegebene französische Antwort war wie-
derum ausweichend, indem mit einer prinzipi-
ellen Bejahung der gestellten Fragen Gegen-
bedingungen für eine Revision des Waffen-
stillstandsstatuts verbunden wurden, die we-
der Hitler noch viel weniger aber Mussolini 
zu gewähren bereit waren. Es verlief also 
alles im Sande: Die Frage des Übertritts des 
Afrika-Korps erledigte sich durch Konsolidie-
rung der Lage in Libyen, und der Tunis-Nach-
schub in der von den Achsenmächten ge-
wünschten Form blieb weiter auf Eis gelegt. 
Auch getrennte italienische Versuche, eine Re-
gelung dafür zu finden, die Mussolini nach 



einem Treffen Darlans mit Ciano am 9. Dezem-
ber 1941 >n Turin unternehmen ließ, hatten 
kein besseres Ergebnis.
So war denn der nach der Entlassung Wey-
gands noch einmal unternommene Versuch, 
mit der militärischen Zusammenarbeit ent-
sprechend den Pariser Protokollen wenigstens 
auf Teilgebieten Ernst zu machen, wieder ge-
scheitert. Daran änderte auch eine Zusammen-
kunft des Großadmirals Raeder mit Darlan am 
28. Januar 1942 nichts. Trotz äußerlicher Kon-
zilianz drang man dabei zu echten militärischen 
Fragen gar nicht vor. Botschafter Abetz entfal-
tete zwar zur gleichen Zeit, angeregt durch eine 
Unterhaltung mit Hitler am 5. Januar 1942, 

der er wohl eine seinem Wunschdenken ent-
sprechende, real nicht begründete Auslegung 
gab25 ), noch einmal seine ganze Aktivität, 
um zu einem wirklichen Kontakt mit Vichy 
zu gelangen. Auf französischer Seite kam ihm 
dabei der Staatssekretär Benoist-Mechin ehr-
lich entgegen. Beider Bemühungen blieben 
aber erfolglos, da weder Hitler noch die fran-
zösische Regierung — Petain und Darlan — 
ernstlich gewillt waren, sich der Gegenseite 
gegenüber durch echte Verhandlungen festzu-
legen. Beide Seiten mißtrauten einander und 
sahen den größeren Vorteil darin, sich die 
Hände für den weiteren Kriegsverlauf, so wie 
ihn jeder für sich sah, freizuhalten.

25) Bericht von Abetz über seine Unterredung mit 
Hitler am 5. Januar 1942 an Ribbentrop, in: Petain 
et les Allemands, Memorandum d’Abetz, S. 128 ff. 
(französische Übersetzung).

4. Laval betritt wieder die Bühne

Nach dem ergebnislosen Verlauf der um die 
janreswende 1941/1942 geführten Verhand-
lungen blieben die deutsch-französischen Be-
ziehungen auch in den ersten Monaten des 
Jahres 1942 verkrampft und kühl. Der letzte 
Grund hierfür war die Krise, die die deutsche 
Kriegführung zu dieser Zeit in Rußland durch-
zustehen hatte. Hitler lehnte es jedenfalls 
strikt ab, über irgendwelche Zugeständnisse 
an Frankreich zu sprechen, solange die mili-
tärische Situation Deutschlands nicht voll ge-
festigt und er dadurch in der Lage sein würde, 
die eindeutige Sprache des Siegers zu führen. 
Seine Verärgerung über Vichy erhielt zusätz-
liche Nahrung durch den Verlauf des Prozes-
ses von Riom gegen die „Kriegsschuldigen" 
der Dritten Republik, der sich nicht, wie 
deutscherseits erwartet, mit der Schuld der 
französischen Staatsmänner am Kriegseintritt, 
sondern mit den Versäumnissen befaßte, die 
zur Niederlage Frankreichs geführt hatten. Als 
der erboste Hitler der französischen Regierung 
sein Mißfallen hierüber zum Ausdruck bringen 
ließ, hielt es diese für geraten, den ganzen 
Prozeß im April 1942 sang- und klanglos ein-
schlafen zu lassen.

Der überzeugte Anhänger der Collaboration, 
der Botschafter Abetz, wollte sich aber noch 
nicht geschlagen geben. Nachdem eine Ver-
ständigung mit dem damaligen Leiter der fran-
zösischen Politik, Darlan, sich als unmöglich 
erwiesen hatte, richtete er seine Pläne darauf, 
den noch immer beschäftigungslos wartenden 
Laval wieder ins Spiel zu bringen. Vielleicht 

würde sich Hitler diesem überzeugten Anhän-
ger der Collaborations-Politik gegenüber ge-
neigter zu einem Entgegenkommen zeigen. 
Die Bemühungen von Abetz stießen in Vichy 
auf einen nicht ganz unvorbereiteten Boden. 
Wenn auch die Zahl der Anhänger Lavals, 
die dessen Rückkehr zur Macht wünschten, 
sehr gering war, so war doch andererseits 
die Stellung Darlans innerhalb der Regie-
rungskreise stark erschüttert. Man warf ihm 
vor, daß er mit seiner unklaren Deutschland-
politik erneut gescheitert sei und nun machtlos 
neuen umfangreichen Forderungen des Reiches 
auf wirtschaftlichem Gebiet gegenüberstehe. 
Man diskutierte in Vichy daher die Frage 
einer Regierungsumbildung, ohne dabei aller-
dings zunächst an Laval zu denken.

Nun wiederholten sich in logischer Paralleli-
tät die Vorgänge vom Beginn des Jahres 1941, 
wo es Abetz schon einmal verboten worden 
war, die Wiedereinsetzung Lavals zu betrei-
ben. Hitler erschien auch jetzt eine von Laval 
geführte Regierung in Vichy keineswegs wün-
schenswert, da er nicht daran interessiert war, 
das Gespräch über die Collaboration, auf das 
dieser zweifellos zusteuern würde, wieder zu 
eröffnen. Er ließ daher durch Göring, der Ende 
März 1942 in Paris mit Laval zusammentraf, 
diesem ausdrücklich abraten, ein Regierungs-



amt zu übernehmen 26). Dabei malte Göring 
das bevorstehende Schicksal Frankreichs in 
düsteren Farben, erklärte die Voraussetzun-
gen für eine deutsch-französische Zusammen-
arbeit als nicht mehr gegeben und empfahl 
Laval, sich für eine spätere Aufgabe, vielleicht 
den Friedensschluß, aufzusparen. Laval war 
über diese Eröffnungen ehrlich erschrocken. 
Vor Frankreich schien ihm jetzt das Schicksal 
der totalen Unterwerfung unter das Besat-
zungsregime, die sogenannte „Poionisierung", 
zu stehen. Die gerade in diesen Tagen durch 
die innerdeutschen Auseinandersetzungen in 
der Frage der Repressalien gegen Terrorakte 
der Resistance veranlaßten Veränderungen an 
der Spitze der Besatzungsbehörden, der Er-
satz des bisherigen Militärbefehlshabers Ge-
neral Otto v. Stülpnagel durch seinen Vetter 
Carl-Heinrich v. Stülpnagel und die Überlei-
tung der Polizeigewalt im besetzten Gebiet in 
die Hände eines Höheren SS- und Polizeifüh-
rers, des SS-Brigadeführers Oberg 27),  schie-
nen nichts Gutes zu verheißen. Laval ent-
schloß sich also, Petain von seiner Aussprache 
mit Göring in Kenntnis zu setzen, wobei er 
unter Außerachtlassung der Warnungen Gö-
rings zu verstehen gab, daß nur er, Laval, 
dank dem Vertrauen, das er bei den Deutschen 
genieße, in der Lage sein würde, das 
Schlimmste von Frankreich abzuwenden. Mit 
seinen Vorschlägen fand er indes weder bei 
Petain und noch weniger bei Darlan Gegen-
liebe. Petain war daher höchst befriedigt, als 
ihm am 30. März der amerikanische Präsident 
dadurch zu Hilfe kam, daß er unmißverständ-
lich mitteilen ließ, eine Rückkehr Lavals zur 
Regierung werde den Abbruch der diplomati-

sehen Beziehungen der USA zu Frankreich 
nach sich ziehen. Petain zögerte darauf nicht 
Laval eine Absage zu erteilen, hielt es aber 
auch für zweckmäßig, den deutschen diploma-
tischen Vertreter in Vichy über den amerikani-
schen Schritt zu unterrichten. Die Wirkung war 
allerdings anders, als er erwartet hatte. Wäh-
rend Hitler bisher für die Bemühungen Lavals 
keinerlei Interesse gezeigt hatte, veranlaßte 
ihn die Nachricht von der Drohung Roosevelts 
zu einer verblüffenden Schwenkung. Hitler ge-
riet in Zorn darüber, daß der amerikanische 
Präsident es wagte, sich in Angelegenheiten 
der französischen Innenpolitik einzumischen. 
Er sah es als eine Frage des Prestiges an, ob 
er selbst oder Roosevelt das entscheidende 
Wort zu den Entschlüssen Vichys zu sagen 
habe, und ließ der französischen Regierung 
am 10. April erklären, daß die Antwort Petains 
auf das amerikanische Ultimatum für ihn der 
Prüfstein dafür sein werde, ob Frankreich die 
Freundschaft Deutschlands oder die der USA 
vorziehen wolle28). Der erschrockene Petain 
nahm sogleich die Verbindung mit Laval wie-
der auf, wobei zunächst daran gedacht wurde, 
Laval als Außenminister in ein umgebildetes 
Kabinett Darlan aufzunehmen. Das genügte 
aber weder Laval noch Abetz, der jetzt zu 
dessen Gunsten wieder mit aller Energie in 
das Spiel eingriff. Die Verhandlungen gingen 
in Vichy noch einige Tage hin und her, bis 
schließlich die überlegene politische Gewand-
heit Lavals bei Petain den Sieg davon trug. 
Am 18. April 1942 wurde die neue Regierung 
gebildet, die sich dadurch von der bisherigen 
unterschied, daß Petain durch einen Verfas-
sungsakt Laval zum voll verantwortlichen 
Regierungschef ernannte und sich selbst in die 
mehr repräsentative Rolle des Staatschefs 
zurückzog. Darlan wurde zum Oberbefehls-
haber der gesamten Streitkräfte ohne unmit-
telbaren Einfluß auf die politischen Entschei-
dungen ernannt.

26) Bericht von Abetz vom 8. April 1940, in: Petain 
et les Allemands, Memorandum d'Abetz, S. 152 ff. 
(französische Übersetzung); ferner Robert Aron, 
Histoire de Vichy, S. 480 f.
27) Führererlaß OKW/WFSt/Qu (Verw.) Nr. 383/42 
vom 8. 3. 1942, in: Akten der neuen Reichskanzlei 
— R 43 11/675 — im Bundesarchiv in Koblenz.

28) Abetz, Das offene Problem, S. 231; Robert Aron, 
Histoire de Vichy, S. 483 f.
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